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Vorwort

Wenn heute von landwirtschaftlicher
Besch�ftigung gesprochen wird, bezieht
sich dies in der Regel auf die selbstst�n-
digen Landwirte oder auf Kleinbauern,
die ihren Betrieb im Nebenerwerb be-
wirtschaften.

Unber�cksichtigt bleiben die 150.000
st�ndig besch�ftigten Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer Ð und die weit
�ber 200.000 zumeist ausl�ndischen
Saisonarbeitskr�fte, wobei die illegal
Arbeitenden noch nicht eingerechnet
sind.

Diese Vernachl�ssigung schl�gt sich
auch in der t�glichen Politik und in den
tariflichen und sozialen Standards nie-
der, die diesen Menschen gew�hrt wer-
den. Dabei wird seit �ber 130 Jahren in
Deutschland intensiv �ber Arbeitsmigra-
tion gesprochen Ð aktuell ist das neue
Ausl�nderrecht in der Diskussion.
Auff�llig ist jedoch, dass die konkrete
Hilfe f�r die Besch�ftigten in den
Betrieben unterbleibt, w�hrend in den
politischen Aussch�ssen, in der Presse
und auf vielen Tagungen allgemein �ber
Gesetze und Verfahrensweisen gespro-
chen wird.

Die IG BAU ist sich jedoch ihrer Verant-
wortung gegen�ber den schw�chsten
Gruppen in der Landwirtschaft bewusst.
Zu dieser Gruppe geh�ren auch die
Saisonarbeitskr�fte. Sie stehen in beson-
derer Abh�ngigkeit von den Unter-
nehmern, da sie nur dann eine Aufent-
haltsgenehmigung erhalten, wenn dies
vom Arbeitgeber beantragt wird. �ber
ihre Rechte sind sie meist nur unzurei-
chend informiert, hinzu kommen die

sprachlichen Barrieren. All dies f�hrt
dazu, dass sie oft unter sehr schlechten
Bedingungen arbeiten. 

Solidarit�t zeigten die Kolleginnen und
Kollegen des Bundesarbeitskreises der
Senioren. Sie machten sich in drei
Bezirken mit Unterst�tzung der Ge-
sch�ftsf�hrer und Sekret�re auf den Weg
und besuchten die Kolleginnen und
Kollegen auf den Feldern und in den
Plantagen. Was sie dort antrafen und
wie die Stellung unserer Gewerkschaft
zur landwirtschaftlichen Saisonarbeit
aussieht, ist in dieser Dokumentation
zusammengestellt.

Ich bedanke mich bei allen, die an den
Aktionen mitgewirkt haben Ð diejenigen,
die dies noch nicht konnten, ermutige
ich zum Nachmachen.

Allen, die an den gewonnenen Erfah-
rungen teilhaben wollen, w�nsche ich
eine spannende Lekt�re.

Euer Hans-Joachim Wilms
Stellvertretender Bundesvorsitzender



Umfang vor allem in der Provinz Sach-
sen. Daher sprach man auch von den
ãSachseng�ngernÒ. Es waren durchweg
Einheimische, die f�r eine bestimmte 
Zeit den Gutsherren ihre Arbeitskraft
anboten.

Mit der Entwicklung zur Lohnarbeit wur-
de das Ende der l�ndlichen Feudalherr-
schaft beschleunigt. Die saisonale Be-
sch�ftigung verdr�ngte zunehmend die
Schichten der Landbev�lkerung, die auf
ein ganzj�hriges Einkommen angewie-
sen waren, und zwang diese zur Ab-
wanderung in die westdeutschen Indust-
riegebiete. Die Saisonarbeitskr�fte wa-
ren ãfreiÒ, bestimmt durch einen Lohn-
vertrag, und nicht mehr der patriarchali-
schen Gewalt der Gutsherren unterwor-
fen.

Landwirte in den �stlichen Regionen, die
auf eine intensive Produktion umgestellt
hatten, konnten den Saisonarbeitskr�f-
ten gute L�hne zahlen. Die weniger 
produktiven Betriebe waren dazu jedoch
nicht in der Lage, weshalb der Ruf nach
billigen polnischen Arbeitskr�ften wieder
aufflammte. Diese seien die einzigen,
die mit ihrem Flei§ und ihrer Anspruchs-
losigkeit der deutschen Landwirtschaft
eine dauerhafte Hilfe sein k�nnten.

Mit vielen Auflagen und Beschr�nkun-
gen wurden nach 1880 wieder ausl�n-
dische Arbeitskr�fte in der Landwirt-
schaft zugelassen; wenige Jahre sp�ter
lag ihre Zahl bei gut 20.000. Dennoch
sprach die Regierung weiter von der
Gefahr einer �berfremdung der preu-
§isch-deutschen Bev�lkerung.
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Seit �ber 130 Jahren besch�ftigt 
die landwirtschaftliche Saison-
arbeit Politik und Gesellschaft - 
bis heute hat sich kaum etwas 
ge�ndert.

Eine Zusammenfassung
von Thomas Hentschel

Saisonarbeit Ð einst und jetzt*

Landwirtschaftliche Saisonarbeit, wie wir
sie heute verstehen, bildete sich bereits
in der zweiten H�lfte des 19. Jahrhun-
derts heraus. Durch die Landflucht aus
dem Osten Deutschlands in die aufkei-
menden Industriemetropolen kam es
nach 1870 zu einem allm�hlichen Ar-
beitskr�ftemangel in der Landwirtschaft.
In der Folge warben Gutsbesitzer der
grenznahen Regionen Arbeitskr�fte aus
Polen an, was mit den patriotischen
Ideologien des aufstrebenden National-
staates kollidierte. Konservative Kr�fte
bef�rchteten eine ãPolonisierungÒ von
Teilen der preu§ischen Bev�lkerung.

Nach heftigen innenpolitischen Ausei-
nandersetzungen entschied Bismarck:
ãWir halten es bei aller Anerkennung 
der Landwirtschaft als des wichtigsten
aller Gewerbe doch f�r ein geringeres
�bel, dass einzelne Gebiete Mangel an
Arbeitskr�ften haben, als dass der Staat
und seine Zukunft leidenÒ. Darauf hin
wurden insgesamt 40.000 Menschen
ausgewiesen, darunter etwa ein Drittel
Juden und auch preu§ische Frauen, die
mit einem Polen verheiratet waren, samt
ihrer Familie.

Doch mit Zunahme des Hackfruchtan-
baues stieg der Bedarf an Saisonar-
beitskr�ften wieder an, in gr�§erem

Landwirtschaftliche Saisonarbeit 2001

* Dieser Beitrag basier t auf: Herber t, Ulrich: Geschichte der
Ausländerpolitik in Deutschland: Saisonarbeit, Zw angsarbeiter,
Gastarbeiter, Flüchtlinge, München 2001. Die Angaben nach 1960
sind entnommen aus: Spahn, Arnd: Saisonarbeit in der
Landwirtschaft, unveröffentlichtes Manuskript, o.O., 1999. 
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Bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges
stieg die Zahl der Saisonarbeiter in der
Landwirtschaft auf ca. 360.000 Arbeits-
kr�fte an. W�hrend des Krieges wurden
die russischen und polnischen Saisonar-
beitskr�fte per Erlass an der R�ckkehr in
ihre Heimatl�nder gehindert und zur
Einbringung der Ernte und anderen 
dringenden Arbeiten herangezogen.
Auch ca. 750.000 der insgesamt 1,6
Mio. Kriegsgefangenen wurden in der
Landwirtschaft eingesetzt.

Nach dem Krieg wurden diese wieder in
ihre Heimatl�nder zur�ckgeschickt. Die
aus dem Krieg heimkehrenden deut-
schen Arbeitskr�fte mussten in den Ar-
beitsmarkt integriert werden. Viele woll-
ten jedoch nicht in der Landwirtschaft
arbeiten, so dass dort bald wieder ein
Arbeitskr�ftemangel herrschte.

Wieder wurde der Ruf nach polnischen
Arbeitskr�ften laut, und bereits 1919 
lie§en die Beh�rden 50.000 polnische
Landarbeiter in Deutschland zu. Man 
bef�rchtete andernfalls Nachteile f�r die
gesamte Landwirtschaft: Um die Leis-
tungsbereitschaft der polnischen Arbei-
ter auszugleichen, m�sse man die dop-
pelte Zahl einheimischer Kr�fte einset-
zen. 

Sozialdemokraten und Gewerkschaften
forderten eine Gleichstellung polnischer
und deutscher Arbeitskr�fte sowie den
Schutz der Ausl�nder vor der Willk�r der
deutschen Beh�rden. Die Reichsarbeits-
gemeinschaft land- und forstwirtschaftli-
cher Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-
einigungen schlug der Reichsregierung

vor, in der Frage der Ausl�nderzulas-
sung k�nftig drei Aspekte vorrangig zu
beachten: Besch�ftigung von Ausl�n-
dern nur dann, wenn keine einheimi-
schen Arbeiter zur Verf�gung stehen;
gleiche Tarifbedingungen f�r Deutsche
und Ausl�nder; �berpr�fung der Aus-
l�nderzulassung durch parit�tisch von
Arbeitgebern und Arbeitnehmern be-
setzte Kommissionen. Auf dieser
Grundlage wurde dann auch bei der
Zulassung von Ausl�ndern verfahren.

Mit der Verschiebung der Machtverh�lt-
nisse im Jahr 1933 wurden die parit�-
tisch besetzten zentralen und regionalen
Kommissionen aufgel�st und ihre Auf-
gaben den Landesarbeits�mtern �ber-
tragen. Am Ende der Weimarer Republik
war die Ausl�nderbesch�ftigung in
Deutschland nur ein Randph�nomen.
Von den ca. 750.000 in Deutschland
lebenden Ausl�ndern waren 50% er-
werbst�tig, ca. 75.000 davon in der
Landwirtschaft und darunter wiederum
nur 3.000 Saisonarbeitskr�fte.

Infolge der ansteigenden R�stungspro-
duktion wurden in der deutschen Land-
wirtschaft die heimischen Arbeitskr�fte
rar. F�r 1937 wurden deshalb mit der
polnischen Regierung Vereinbarungen
�ber die Entsendung von 10.000 Ar-
beitskr�ften getroffen. 1938 waren es
bereits 60.000 und 1939 gar 90.000.
Die meisten von ihnen arbeiteten nur f�r
die Dauer der Erntezeit in Deutschland;
zwei Drittel von ihnen waren Frauen.
Arbeitsbedingungen, Unterkunft und
Verpflegung waren mangelhaft, jedoch
hatten sich die polnischen Arbeitskr�fte

Dokumentation
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seit Jahrzehnten mit diesen Umst�nden
abgefunden. 

Mit dem Einmarsch deutscher Truppen 
in Polen 1939 wurden polnische Kriegs-
gefangene nach Deutschland gebracht.
Bereits 1940 arbeiteten 90% von ihnen
in der Landwirtschaft. Der Arbeitskr�fte-
bedarf war jedoch so gro§, dass bis
Ende Juli ca. 310.000 polnische Zivilar-
beiter zur Arbeit nach Deutschland
dienstverpflichtet wurden. Bis 1944 wur-
den weitere Zwangsarbeitskr�fte aus
anderen besetzten Gebieten nach
Deutschland gebracht. Zu dieser Zeit
war nahezu jede zweite Arbeitskraft in
der deutschen Landwirtschaft ein Aus-
l�nder; insgesamt waren es 2,4 Millio-
nen. Damit setzten sich auch bei den
Nationalsozialisten �konomische Zw�n-
ge gegen�ber den ausl�nderfeindlichen
Prinzipien der Grund-und-Boden-Ideo-
logie durch.

Nach dem Krieg wurden die aus Osteu-
ropa nach Deutschland Vertriebenen
h�ufig in l�ndlichen Regionen angesie-
delt. Sie machten ca. ein Viertel der
damaligen Bev�lkerung aus. Doch auf-
grund der schlechten Bedingungen f�r
Landarbeiter und des wirtschaftlichen
Aufschwungs in den Ballungszentren
setzte eine Landflucht ein, die den
Landwirten erneuten Arbeitskr�fteman-
gel bescherte. Bereits 1953 forderten
s�dwestdeutsche Landwirte die Anwer-
bung von ausl�ndischen Arbeitskr�ften.

Demgegen�ber waren SPD, Gewerk-
schaften, Arbeitsministerium, die Bun-
desanstalt f�r Arbeit und eine Mehrheit

der CDU-Abgeordneten der Meinung,
dass erst der letzte deutsche Arbeiter in
Arbeit stehen m�sse, bevor an solche
Ma§nahmen zu denken sei. Zun�chst
m�sse man die einheimische Wirtschaft
dazu bewegen, dorthin zu gehen, wo
noch Arbeitskr�fte seien.

Am 22. Dezember 1955 wurde in Rom
das deutsch-italienische Anwerbeab-
kommen geschlossen, in dessen Folge
bis 1959 allerdings weniger als 50.000
Arbeitskr�fte aus Italien kamen. Der
�berwiegende Teil von ihnen arbeitete 
in der Landwirtschaft. In den 60er und
70er Jahren versuchte man, saisonale
Arbeitsspitzen in den Erntezeiten durch
osteurop�ische Arbeitnehmer abzufan-
gen. Dies war eine weitgehend unbe-
kannte L�cke im Eisernen Vorhang. Ins-
besondere polnische Arbeitnehmer f�hr-
ten in dieser Zeit in der westdeutschen
Landwirtschaft Saisont�tigkeiten aus.
Dort belief sich ihre Zahl auf etwa
10.000 bis 50.000. In der DDR arbeite-
ten bis zu 150.000 Arbeitnehmer aus
den ãsozialistischen Bruderl�ndernÒ in
der landwirtschaftlichen Saisonspitze.

Mit der Herausbildung konzentrierter
Sonderkulturregionen, wie z.B. dem
Obstanbau um Hamburg oder dem
Weinbau im Badischen und in Rhein-
land-Pfalz, kamen vermehrt Arbeitneh-
mer aus anderen L�ndern der Europ�i-
schen Gemeinschaft. Diese waren nicht
nur w�hrend der Saisonspitzen t�tig,
sondern wurden fest angestellt und bil-
deten h�ufig das fachliche R�ckgrat der
Betriebe.

Nach dem Wegfall des Eisernen Vor-
hanges wurden pers�nliche Kontakte,
insbesondere zu polnischen Arbeitneh-
mern, genutzt, um auf zus�tzliche Ar-
beitskr�fte zugreifen zu k�nnen. So stieg
die Zahl der Saisonarbeiter von rund 
25-50.000 im Jahr 1989 auf 100.000
im Jahr 1990. Die Arbeitgeber sahen im
Einsatz von Saisonarbeitern vor allem
zwei Vorteile: Die Kolleginnen und Kol-
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legen bekamen weniger als den Tarif-
lohn, und zweitens galten nicht die 
branchen�blichen Arbeitszeiten. Bereits
1990 war zu beobachten, dass Arbeit-
geber versuchten zu einer Sieben-Tage-
Woche zu kommen. Drei bis vier Wo-
chen wurde von Sonnenaufgang bis
Sonnenuntergang durchgearbeitet.

Einige Arbeitgeber nutzten die mehrfa-
chen Kostenvorteile und gingen seit
1993 dazu �ber, die T�tigkeitsfelder der
Saisonarbeit auszudehnen. War land-
wirtschaftliche Saisonarbeit bis dahin an
zeitlich begrenzte Arbeitsspitzen gebun-
den, wird seit 1993 durch eine �nde-
rung der Arbeitsorganisation in den
Betrieben die Saisonarbeit auch fachlich
ausgeweitet. Heute gibt es Betriebe, die
keinerlei Saisonarbeit verrichten, aber
dennoch ãSaisonarbeiterÒ besch�ftigen.
Vier ãSaisonarbeitskr�fteÒ, nacheinan-
der jeweils drei Monate besch�ftigt,
ergeben dort eine Vollarbeitskraft.

Seit 1989 steigt die Zahl der Saisonar-
beitskr�fte in Deutschland kontinuierlich
an. Doch angesichts von 3,5 Millionen
Arbeitslosen wurden die gesetzlichen
Vorgaben f�r die Vermittlung von Sai-
sonarbeit in der Landwirtschaft ver-
sch�rft. Dies wiederum f�hrte zu einer
sprunghaften Zunahme illegal Besch�f-
tigter.

Die Geschichte zeigt: Auch nach 130
Jahren Diskussionen �ber den Einsatz
ausl�ndischer Saisonarbeitskr�fte in der
Landwirtschaft haben sich die Positionen
ebenso wenig ge�ndert wie die wirt-
schaftliche und soziale Situation der

Arbeitskr�fte selbst. Und angesichts der
bevorstehenden EU-Osterweiterung ist
gar mit einer Versch�rfung der Situation
zu rechnen. Die L�sung kann nach allen
Erfahrungen nur darin bestehen, die 
ausl�ndischen Saisonarbeitskr�fte tarif-
lich und sozial den hier lebenden Ar-
beitskr�ften gleichzustellen.

Dokumentation
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Helfer bei der Ernte oder moderne
Lohnsklaven?

Anfang Juli dieses Jahres: Wir machen
uns mit mehreren Gruppen von Senio-
ren und arbeitslosen Kollegen Ð alle Mit-
glieder der IG Bauen-Agrar-Umwelt Ð
auf die Suche nach Einsatzorten von
Saisonarbeitern. Jeweils unter Leitung
eines Gewerkschaftssekret�rs steuern
wir drei Tage lang einen mit Gewerk-
schaftsfahnen geschm�ckten Kleinbus
auf die Kirschplantagen der Region um
Werder und Potsdam.

Ausger�stet mit knallroten IG BAU-
Sommerjacken und Flugbl�ttern in ver-
schiedenen Sprachen tauchen wir mal
angemeldet, mal spontan in den Betrie-
ben auf. Mit dem g�ltigen Tarifvertrag in
der Tasche sowie den Richtlinien der
Arbeitsst�ttenverordnung und anderen
gesetzlichen Grundlagen versehen, wol-
len wir vor Ort Gespr�che mit Saisonar-
beiterinnen und -arbeitern �ber deren
Arbeits- und soziale Bedingungen 
f�hren.

Die meisten der beteiligten Kollegen
stammen aus der ebenfalls gebeutelten
Bauwirtschaft, und sie sind gr�ndlich auf
ihren Einsatz vorbereitet. Sie kennen die
Rechte der Saisonarbeiterinnen und Sai-
sonarbeiter ebenso genau wie die Pflich-
ten der zust�ndigen Arbeitgeber. Was
wir dann allerdings  in den Plantagen
w�hrend der Gespr�che mit den Men-
schen aus Polen, der Slowakei oder aus
Vietnam erfahren Ð oder uns auch zu-
sammenreimen k�nnen Ð geht oft �ber
die ber�hmte ãHutschnurÒ.

Bei unserer Ankunft auf einer Kirsch-
plantage in Pl�tzin haben sich zun�chst
s�mtliche Arbeitskr�fte ãunsichtbarÒ
gemacht. Nach intensivem Suchen k�n-
nen wir jedoch rund 20 polnische Kolle-
ginnen und Kollegen antreffen. Die ers-
ten Antworten, die wir bekommen, soll-
ten wir sp�ter noch h�ufiger h�ren:
ãUnser Chef ist gut. Wir bekommen gut
Lohn!Ò

Einer der Kollegen, selbst ein arbeitslo-
ser Bauarbeiter, bleibt hartn�ckig und
erf�hrt von einer polnischen Kirschpfl�-
ckerin, dass sie 80 Pfennig pro Kilo-
gramm verg�tet bekommt. Umgerech-
net auf einen Stundenlohn sind das
ganze 4 DM! Unser Kollege konstatiert,
das seien gerade 60% des ohnehin ex-
trem niedrigen Tariflohns, der f�r die
Gartenbaubetriebe in Brandenburg g�l-
tig ist. Alle Polen werden ausschlie§lich
nach Leistung bezahlt, was nach den
tariflichen Bestimmungen untersagt ist.

Ein Vorarbeiter informiert uns dar�ber,
dass hingegen die deutschen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, vom
Arbeitsamt vermittelt, 1.000 DM im Mo-
nat plus 45 DM am Tag als Lohnkosten-
zuschuss erhalten.

Auf einer Plantage in Kamerode erz�h-
len uns die deutschen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, f�r den Hunger-
lohn der Ausl�nder w�rden sie die Ar-
beit nicht antreten. Aber auch die nicht
einmal 2.000 DM pro Monat, die sie
verdienen, seien f�r die schwere Arbeit
bei oft sengender Hitze viel zu wenig.

Landwirtschaftliche Saisonarbeit 2001

Saisonarbeitskr�fte-Aktion
im Raum Potsdam
vom 2. bis 4.7.2001

Ein Bericht von Christian Koch
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"Mindestens 2 DM pro Stunde mehr, 
und wir treten bei Euch in die Gewerk-
schaft einÒ ruft uns ein ebenfalls vom 
Bau kommender Arbeitsloser zu, der
bereits acht Tage auf der Plantage Kir-
schen pfl�ckt.

Auf der Fahrt zur n�chsten Plantage 
diskutieren die Gewerkschaftskollegen,
dass man mit solchen L�hnen nur aus-
l�ndische Arbeitnehmer motivieren 
kann. Selbstverst�ndlich ist dies keine
Frage des nationalen Charakters son-
dern des Geldes und vor allem, was 
man daf�r kaufen kann. Denn selbst die
4 DM pro Stunde sind umgerechnet ein
Vielfaches von dem, was die polnischen
Kollegen als Landarbeiter, Bauhandwer-
ker, Maler oder in anderen Berufen in
ihren Heimatl�ndern verdienen k�nnen.

In T�plitz m�ssen wir mitten in die Plan-
tage hineinfahren, denn zun�chst ist 
weit und breit niemand zu sehen. Sich
tief b�ckend ruft ein Gewerkschaftskol-
lege, dass im Zentrum der fast 100
Hektar gro§en Plantage viele Leitern zu
sehen seien. Der Rest wird zu Fu§ erle-
digt, und nach 5 Minuten werden wir
f�ndig.

Auf der Plantage, die insgesamt einen
sehr vernachl�ssigten Eindruck macht,
sollen 108 polnische Arbeitskr�fte ein-
gesetzt sein, mit mehr als 20 von ihnen
k�nnen wir Gespr�che f�hren. Nach
gro§er anf�nglicher Zur�ckhaltung be-
kommen wir auch hier die Auskunft, es
w�rde nach Tarif gezahlt, der Chef sei
o.k..

Doch auch hier fasst Gewerkschaftssek-
ret�r Peter Hinze nach und erf�hrt, dass
ausschlie§lich Akkordlohn angewandt
wird: pro Kilo eine Mark. F�r die Unter-
kunft zahlen die polnischen Kollegen 
und Kolleginnen 8 bis 10 DM am Tag.
Auch hier ergibt sich also eine Bezah-
lung weit unter Tarif, wenn man den
Akkordlohn umrechnet.

Wir wollen die Arbeitserlaubnisse sehen,
doch sie sind nicht vor Ort. Au§er den
immer wiederholten Aussagen, der Chef
sei gut und es werde nach Tarif gezahlt,
ist trotz gr�§ten Gespr�chsgeschicks
nichts mehr zu erfahren.

Wir fahren also ins B�ro des Arbeitge-
bers, einem P�chter aus den alten Bun-
desl�ndern. Er macht einen �u§erst 
nerv�sen Eindruck und emp�rt sich hef-
tig �ber den Einsatz auf seiner Plantage.
Er muss erst auf Artikel 51 der Branden-
burger Verfassung verwiesen werden,
die uns als Gewerkschaftern das Recht
auf Zutritt zu allen Betrieben, Unter-
nehmen und Dienststellen gibt. Eine
Ablichtung des entsprechenden Artikels
lassen die IG BAU-Kollegen gleich da.

Die dann im B�ro einsehbaren Unterla-
gen sind nur schwer nachvollziehbar
und unverst�ndlicherweise zum Teil aus
dem Jahre 2000 datiert. Arbeitserlaub-
nisse sind oft nicht den Einzelpersonen
zuzuordnen. Der Arbeitgeber begr�ndet
dies mit Zeit- und Leistungsdruck. Zu-
dem h�tte sich bislang niemand be-
schwert, auch nicht das Arbeitsamt.

Dokumentation
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Am fr�hen Abend dann ein Abstecher zu
den Unterk�nften eines Gartenbaube-
triebes in Gro§ Kreuz. G�hnende Leere
empf�ngt die Aktionsgruppe. Mehmet
�nal, der Gewerkschaftssekret�r aus
Mannheim, der mit einem Fotoapparat
bewaffnet ist, zeigt sich ersch�ttert. Zwei
heruntergekommene Bauwagen werden
als Unterk�nfte genutzt, mit Luftmatrat-
zen auf dem Fu§boden als Schlafst�tte.
Die hygienischen Verh�ltnisse sind mehr
als schlecht und veranlassen uns, die
zust�ndige Beh�rde zu informieren.
Gekocht wird auf nicht gesicherten Gas-
kochern, was wiederum die Feuerwehr
auf den Plan rufen wird. Arbeitnehmer
k�nnen wir an diesem Abend nicht an-
treffen, die auf dem Hof stehenden
PKWs lassen auf slowakische Saison-
kr�fte schlie§en. Auch die zust�ndigen
Arbeitgeber k�nnen wir nicht auffinden.

Zweiter Tag der Aktion, fr�her Vormit-
tag. Der Bus f�hrt eine Obstplantage bei
Schmergow an. Die Gewerkschafter 
sp�ren sofort, dass die Aktion des Vor-
tages ihre Spuren hinterlassen hat. Ein
deutscher Vorarbeiter empf�ngt die
Truppe und gibt bereitwillig Auskunft. Er
selbst wird mit 17,50 DM pro Stunde
verg�tet, was die Gewerkschafter mit
ãv�llig in OrdnungÒ kommentieren.

Ein bei vielen Eins�tzen gegen Schwarz-
arbeit auf dem Bau erfahrener ehren-
amtlicher Gewerkschafter entfernt sich
von der Gruppe und spricht zwei polni-
sche Kollegen an. Sie f�hren gemein-
sam aus, dass sie nach Abzug der
Unkosten f�r �bernachtung 20 DM am
Tag verdienen.

Eine andere Gruppe berichtet in gebro-
chenem Deutsch, f�r zwei Eimer Kir-
schen 3,90 DM zu erhalten. 15 Eimer
pro Tag schaffen sie. Dann gibt es auch
hier wieder die stereotype Aussage zu
h�ren: ãChef ist gut und Geld stimmtÒ.
Auf die Frage, wie sich das Einkommen
errechnet, wenn man die 15 Eimer nicht
schafft oder bei Regen die Arbeit unter-
brechen muss, erhalten wir keine Ant-
wort.

Die Gewerkschafter rechnen den an-
scheinend vorherrschenden Akkordlohn
in Stundenlohn um und stellen fest: 
Auch hier wird weit unter Tarif gezahlt,
nur etwas mehr als 50%. Der deutsche
Vorarbeiter lobt abschlie§end noch die
Leistung der polnischen Saisonarbeiter
und w�rdigt ihre hohe Einsatzbereit-
schaft, im Gegensatz zu den vom Ar-
beitsamt zugewiesenen deutschen Kol-
leginnen und Kollegen.

Dass die Saisonarbeit w�hrend der
Kirschernte nicht nur von ãschwarzen
SchafenÒ auf Arbeitgeberseite organi-
siert wird, erfahren wir schlie§lich in den
Plantagen des ãObstgutes SatzkornÒ, 
des ãObst- und Landschaftsbetriebes
Volker Wendt/DerwitzÒ und im Obsthof
ãWachÒ Gro§ Kreuz. Hier werden 6 bis 
7 DM laut Tarif gezahlt, durch Leis-
tungszulagen k�nnen sogar 10 DM er-
reicht werden.

Im Betrieb Wendt/Derwitz sind
Arbeitserlaubnisse mit Betriebsausweis
personenbezogen vor Ort, und der
Transport erfolgt mit einem 
betriebseigenen Bus. Interessanterweise
erz�hlt der polnische Arbeitsvermittler,

Landwirtschaftliche Saisonarbeit 2001
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der gleichzeitig als Betreuer und Dol-
metscher vor Ort wirksam wird, dass
sich reine Akkordarbeit negativ auf die
Qualit�t auswirkt. Zustimmendes Nicken
der Gewerkschafter. Auf allen der drei
letztgenannten Betriebe sind die Ge-
spr�che von der Bereitschaft gekenn-
zeichnet, �ber die Einsatzbedingungen
hinreichend Auskunft zu geben.

J�rg Sch�tte, Gesch�ftsf�hrer des Be-
zirksverbandes Potsdam der IG BAU,
konstatiert, dass diese Beispiele aufzei-
gen, wie die Saisonarbeit auch unter 
vern�nftigen Bedingungen und Einhal-
tung der bestehenden Tarife organisiert
werden kann - ohne dass dies an die
finanzielle Substanz der Betriebe geht.

Nach drei Tagen auf den Kirschplanta-
gen des Brandenburger Landes sind sich
die Gewerkschafter einig, dass die Be-
suche vor Ort erheblich zur Aufkl�rung
der dort t�tigen Saisonarbeiterinnen und
Saisonarbeiter beigetragen haben und
die sogenannten ãschwarzen SchafeÒ
unter den Arbeitgebern unter Druck set-
zen. Sie erkl�ren sich spontan bereit,
derartige Aktionen fortzusetzen und aus-
zuweiten und fordern die Arbeitgeber
auf, �ber die Gesamtproblematik des
Einsatzes von Saisonkr�ften endlich das
seit Jahren vorliegende Gespr�chsan-
gebot der Gewerkschaft anzunehmen.

Dokumentation



12

Feines Gem�se und unfeine Methoden

Wir sind einfach losgefahren, die Grup-
pe mit Senioren der IG BAU, der Ge-
sch�ftsf�hrer des Bezirksverbandes und
ich als Fotograf. Es war Mitte Mai, und
�berall in der Region um Ludwigshafen
war die Ernte von Spargel, Radieschen
und Kohlrabi in vollem Gange. Eine
Arbeit, die �berwiegend von ausl�ndi-
schen Saisonarbeitern erledigt wird, vor
allem von Polen, die zum Teil schon 
mehr als 10 Jahre im regelm�§igen
Ernteeinsatz sind. Dar�ber hinaus wer-
den auch kurzfristig rum�nische, tsche-
chische und t�rkische Arbeitskr�fte ein-
gesetzt. Mit ihnen allen wollten wir �ber
ihre Arbeit sprechen, �ber den Lohn, die
Unterk�nfte.

Als erstes haben wir einen Kleinbauern
gefunden, der ein Spargelfeld mit etwa
acht Reihen von jeweils einhundert Me-
ter L�nge hatte, wo vier Polen f�r ihn
arbeiteten. Es hat mich schon gewun-
dert, wie sich jemand mit so einem klei-
nen Feld vier Hilfskr�fte leisten kann.
Und er selbst stand da wie ein Cowboy,
die Arme in den H�ften, sein Handy wie
eine Pistole am G�rtel, und beobachtete
die Polen bei der Arbeit. Als ich ihn an-
sprach, wollte er mir sofort Spargel ver-
kaufen und dr�ckte mir seine Adresse in
die Hand.

Dann wollte ich mit den Polen sprechen,
die zun�chst nicht sonderlich ge-
spr�chsbereit waren. Meist taten sie so,
als w�rden sie kein Deutsch verstehen.
Doch nachdem eine gewisse Vertrau-
ensbasis geschaffen war, erz�hlten sie

uns, dass sie 8,50 DM pro Stunde be-
kommen. Je nach Situation und je nach
Wetterlage k�nnten sie pro Stunde mal
3, mal 4, mal 5 Kilo Spargel stechen,
sagten sie. Sonn- und Feiertagszuschl�-
ge werden nicht gezahlt.

Hier wie auf den anderen Spargelfel-
dern wurde nicht Akkord gearbeitet,
denn die Arbeit ist zu sehr wetterabh�n-
gig. Zudem braucht man bei der Spar-
gelernte Fachkr�fte, Leute, die mit blo-
§em Auge sehen, wann genau der rich-
tige Zeitpunkt gekommen ist, kurz bevor
der Spargel aus der Erde sticht. Denn
wenn er erst aus der Erde gewachsen 
ist, sagen die Bauern, ist er wertlos.

Das ist wirklich eine Arbeit f�r Fachkr�f-
te, und die f�r 8,50 DM pro Stunde ma-
chen zu lassen, obwohl es Tarif ist, finde
ich pers�nlich zu wenig. Und wenn der
Bauer selbst keine anderen Leute auf 
sein Feld l�sst au§er denen, die schon
jahrelange Erfahrung mit dem Spargel-
stechen haben, dann hat das etwas zu
bedeuten. Dann muss der Lohn auch als
Facharbeiterlohn definiert und entspre-
chend bezahlt werden.

Die Spargelstecher selbst, die ich auf
verschiedenen Feldern traf, Ð es waren
�berwiegend Polen Ð berichteten nichts
Negatives. Sie zeigten sich mit ihren
Arbeitgebern sehr zufrieden. Und die
Arbeitgeber waren auch mit ihnen zu-
frieden. Mehr als einmal sagten sie: 
ãWir nehmen Polen, keine anderen. 
Blo§ keine Deutschen!Ò. Es erinnerte
mich an das, was mir der Arbeitsamtsdi-
rektor in Ludwigshafen einmal erz�hlte:

Landwirtschaftliche Saisonarbeit 2001
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Sie hatten einen deutschen Arbeiter ei-
nen Monat lang zur Gymnastik ge-
schickt, damit er im Spargelfeld arbeiten
kann. Aber selbst danach konnte er es
nicht mal drei Stunden aushalten beim
Spargelstechen. Er wollte den Deutschen
damit nicht schlecht machen, sondern
nur schildern, wie schwierig die Arbeit
ist. 

Dann entdeckten wir etwa zwei- bis 
dreihundert Arbeiter auf einem riesigen
Radieschenfeld: Polen, Rum�nen und
Tschechen, dazu auch T�rken, die hier
ans�ssig sind. Hier wurde ausschlie§lich
im Akkord gearbeitet. Die T�rken be-
richteten, dass sie pro Kiste 40 Bund �
25 Radieschen aus der Erde ziehen 
m�ssen, insgesamt also 1.000 Ra-
dieschen. Und f�r die Kiste gibt es dann
3,60 DM. Voriges Jahr waren es noch
4,20 DM. Aber seit mehr Arbeiter aus
Osteuropa da sind, vor allem Rum�nen,
hat der Arbeitgeber den Preis runterge-
dr�ckt. 

In der Stunde kommen sie auf bis zu 
6 Kisten, das macht dann einen Stun-
denlohn von gut 20 DM, bei einem Ar-
beitstag von 10 bis 12 Stunden. Das
erschien uns plausibel. Der Unterschied
sei nur, sagten uns die T�rken, dass die
osteurop�ischen Saisonarbeiter das
Geld mit nach Hause nehmen, und sie
m�ssen hier in Deutschland ihren Le-
bensunterhalt damit bestreiten. Daher
gebe es unter den Arbeitern auch Kon-
kurrenzgedanken.

Die Ernteeins�tze finden unregelm�§ig
statt, je nachdem, wie vom Gro§markt

die Produkte abgerufen werden. Ist we-
niger Bedarf am Markt, kann es sein,
dass die Erntehelfer f�r ein oder zwei
Tage nicht eingesetzt  werden und hier-
f�r auch keine Verg�tung erhalten.

Dennoch kommen sie durch die Ak-
kordarbeit alle auf einen Mindestlohn,
wie er auch f�r deutsche Arbeitskr�fte
�blich ist. Die Frage bleibt nur, in wel-
cher Form sie angemeldet sind. Als 
630-DM-Kr�fte, als Saisonarbeiter oder
als Helfer? Und in welcher Form werden
Sozialabgaben gezahlt? Dar�ber haben
wir leider keine Informationen bekom-
men. Nur so viel scheint sicher: Wenn 
die Gewerkschaft hier einschreitet, wer-
den die Radieschen f�r den Landwirt
doppelt so teuer.

Untergebracht werden die Saisonarbei-
ter zumeist in Containern, wobei auch
die sanit�ren Anlagen h�ufig zu w�n-
schen �brig lassen. Doch keiner der
Polen, weder von den Spargelfeldern
noch von den Radieschen- oder Kohlra-
bifeldern, war bereit, uns seine Unter-
kunft zu zeigen. Da in Rheinland-Pfalz
auch wir Gewerkschafter nicht das Recht
haben, einfach auf die Felder und in die
Wohnungen zu gehen, konnte ich hier
auch keine Fotos machen. Von einem 
der landwirtschaftlichen Betriebe erfuh-
ren wir jedoch, dass er seinen Mitarbei-
tern und ihren Familien regul�re Woh-
nungen zur Verf�gung stellt. Auch Ge-
m�se f�r den Eigenbedarf werde ihnen
kostenlos �berlassen.

Am n�chsten Tag Ð es war morgens ge-
gen 5 Uhr Ð entdeckten wir am Rande

Dokumentation
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einer Landstra§e sechs, sieben Autos 
hinter einem Busch versteckt. Wir hielten
an, liefen zur�ck und konnten polnische
und ungarische Nummernschilder er-
kennen. In den Autos schliefen jeweils
zwei bis drei M�nner, sie hatten einfach
die Sitze zur�ckgelegt und Decken ge-
gen die K�lte �bergezogen. Als wir n�-
her kamen, waren einige von ihnen
gerade wach und rieben sich die Augen.
Einer sprach etwas deutsch und gab
bereitwillig Auskunft.

Es ist eine Art Schwarzmarkt f�r Arbeits-
kr�fte, der sich hier entwickelt hat. Ar-
beit auf Abruf. Sie nehmen, was gerade
so anf�llt, auf den Feldern oder auch 
auf dem Bau. Die Arbeitgeber wissen
genau, wo ihre Autos stehen. Sie kom-
men am Morgen, w�hlen die Leute aus,
bringen sie zur Arbeitsstelle, und am
Abend gibt es den Lohn. Manchmal 
werden sie dabei auch betrogen, doch
es gibt keine Instanz, an die sie sich
wenden k�nnten. Andere Schlafm�g-
lichkeiten als in ihren Autos haben sie
nicht. Wenn sie sich waschen oder du-
schen wollen, m�ssen sie die Schwimm-
b�der der Umgebung aufsuchen.

Auch die Polizei wei§, dass sie dort ste-
hen. Ab und zu kommen Beamte vorbei
und kontrollieren. Gerade hatte einer 
der Polen eine Strafe von 125 DM zah-
len m�ssen, weil seine Arbeitserlaubnis
nicht in Ordnung war. Wenn man von
8,50 DM Stundenlohn ausgeht, die sie in
den Spargelfeldern verdienen, kann 
man sich leicht ausrechnen, wie lange
sie f�r die Strafe arbeiten m�ssen. Auch
wegen Verst�§en gegen das Meldege-

setz werden sie belangt. Aber hinter 
dem Busch gibt es eben keine Haus-
nummer, wo sie sich anmelden k�nnten.

Die einen werden so gleichsam zur Ille-
galit�t gezwungen, die anderen versu-
chen aus der schwachen Stellung der
ausl�ndischen Arbeiter noch zus�tzlich
Kapital f�r sich zu schlagen. In der Lud-
wigshafener Zeitung war ein Bericht zu
lesen �ber einen Landwirt, der 26 Leute
illegal f�r sich arbeiten lie§. Nicht ein-
mal einen Saisonarbeiter-Status hatten
sie. Auch die Unterbringung muss wirk-
lich menschenunw�rdig gewesen sein.
Daf�r haben die Arbeiter auch noch
Wucher-Mieten zahlen m�ssen. Gegen
den Landwirt wurde Strafanzeige ge-
stellt, die polnischen Arbeiter wurden
ausgewiesen.

Das sind Dinge, die offenbar h�ufiger
vorkommen, aber nur sehr schwer aus-
findig zu machen sind. Zwar wissen die
Pf�lzer Bauern ganz genau, wer die
schwarzen Schafe unter ihnen sind, aber
keiner sagt etwas. Es ist, als h�tten sie
alle einen Rei§verschluss im Mund.

Bei unseren Befragungen waren die
Bauern oft auch deswegen �ngstlich,
weil sie bef�rchten, dass wir als zust�n-
dige Fachgewerkschaft unsere Eindr�cke
an die Presse weitergeben. Bei einigen
Betrieben wurde uns sogar der Zugang
verwehrt. Doch auch die stichprobenar-
tigen Kontrollen haben uns gezeigt, dass
es im Bereich der Saisonarbeit eine gro-
§e Grauzone gibt.

Landwirtschaftliche Saisonarbeit 2001
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Alles Bio, alles in Ordnung?

Unser erstes Ziel war das Geb�ude der
Landwirtschaftskammer Rheinland in
Bonn. Wir postierten uns mit unseren
roten IG BAU-Jacken vor dem Eingang
und verteilten Flugbl�tter, mit denen wir
auf die rechtliche und soziale Lage der
Saisonarbeiter in Deutschland aufmerk-
sam machen wollten.

Der Ort war gut gew�hlt. Denn die
Landwirtschaftskammern in Nordrhein-
Westfalen beraten die Landwirte in allen
wichtigen Fragen - auch wenn es um
Saisonarbeiter geht: wie man sie an-
werben kann, wie sie untergebracht und
wie sie bezahlt werden m�ssen. Der
Vizepr�sident der Kammer ist in der
Regel ein Gewerkschafter. Und wohl-
meinende Kollegen sagten uns deshalb
auch, dass hier alles im Sinne der Ge-
setze l�uft.

Dennoch hat unsere Aktion einiges Auf-
sehen erregt. Der Leiter der Pressestelle
kam schlie§lich zu uns vor die T�r und
versprach, dem Thema in Zukunft ver-
st�rkte Aufmerksamkeit zu widmen.

Dann ging es hinaus auf die Erdbeerfel-
der im Meckenheimer Raum. Unsere
Gruppe aus 10 Senioren und drei Sek-
ret�ren der IG BAU war gut auf den
Einsatz vorbereitet. Nach allen bisheri-
gen Erfahrungen kann man davon aus-
gehen, dass es �berall Regelverst�§e
beim Einsatz von Saisonarbeitskr�ften
gibt. Doch sollten es zwei ruhige Ta-
ge werden.

Es waren �berwiegend Demeter-
Betriebe, die wir besuchten, Landwirte
also, die nach den Richtlinien des �ko-
logischen Landbaus wirtschaften. Wer
freiwillig auf Minerald�nger und che-
misch-synthetische Pflanzenschutzmittel
verzichtet, der hat vielleicht auch eine
andere soziale Einstellung, k�nnte man
denken. Und nach Aussage der BAU-
Kollegen gibt es in diesem Bereich tat-
s�chlich auch keine schwarzen Schafe. 

Alle Arbeitgeber seien korrekte Leute,
die Arbeiter w�rden nach Tarif bezahlt
und nach den Empfehlungen der Land-
wirtschaftskammer in ordentlichen
Wohnungen untergebracht. Gezeigt
haben sie uns die Unterk�nfte allerdings
nicht. Warum, wei§ ich nicht. Vielleicht
waren die BAU-Kollegen auch schon
dort und haben deswegen nicht danach
verlangt.

Dennoch haben wir unsere Flugbl�tter
verteilt und ausf�hrliche Gespr�che mit
den polnischen Arbeitskr�ften gef�hrt.
Wir wollten sie auf jeden Fall dar�ber
aufkl�ren, was ihnen rechtm�§ig zu-
steht. Nach ihrer Aussage werden alle
Forderungen der IG BAU eingehalten.
Immer wieder gab es ein und dieselbe
Aussage: ãDer Chef ist gut, uns gehtÕs
gut. Wir arbeiten gut, verdienen gut und
leben gutÒ.

Zuweilen kam uns die Frage in den 
Sinn, ob die Arbeiter Angst haben, et-
was ãFalschesÒ zu sagen oder ob sie gar
Instruktionen bekommen, was sie zu
sagen haben. Doch wir haben immer
separate Gespr�che gef�hrt. Wenn wir
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auf den Feldern mit den Polen spra-
chen, waren die Arbeitgeber nicht da-
bei.

Dort gab es nur einen Vorarbeiter, der
die Leute zu den Einsatzorten gefahren
hat und ansonsten mit dem Abtransport
der Erdbeeren besch�ftigt war. Einmal
haben wir ihn sogar extra weggeschickt,
ihm gesagt, er soll die Erdbeeren weg-
bringen, damit sie nicht verfaulen. Wir
wollten wissen, ob die Arbeiter in seiner
Abwesenheit vielleicht doch den Mund
aufmachen.

Aber es gab grunds�tzlich keine Bean-
standung, was mich doch etwas erstaunt
hat. Auch der Bezirksvorstand der IG
BAU, Alfred Spickermann, sagte, in sei-
nem Bereich liefe es sehr gut.

Vielleicht lag es an der Auswahl der
besuchten Betriebe, dass alles ein biss-
chen nach ãheiler WeltÒ aussah. Bei
anderen Aktionen hatten die Kollegen
bewusst Betriebe ausgesucht, die zuvor
schon negativ aufgefallen waren. Doch
hier wie dort kann es f�r uns Gewerk-
schafter nur gut sein, wenn wir Pr�senz
zeigen.

Von einem Betrieb waren wir schlie§lich
alle positiv �berrascht: dem Demeter-
Hof von Hubert Bois. Hier werden die
Saisonarbeiter �ber Tarif bezahlt, und 
f�r alle werden Sozialabgaben gezahlt.
Dazu gibt es kostenlose Verpflegung 
und gute Unterk�nfte. Zum Abschluss 
der Aktionstage beschlossen wir des-
halb, dem Hof von Bois noch einen Be-
such abzustatten. Hier haben sich dann

alle Kollegen mit Obst und Gem�se f�r
Zuhause eingedeckt Ð mit gutem Gewis-
sen. Es w�re sch�n, wenn wir das beim
Einkauf im n�chsten Supermarkt auch
immer sagen k�nnten.

Landwirtschaftliche Saisonarbeit 2001
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ihm auch eine ordentliche Schlafst�tte
und Waschm�glichkeit bieten.

Ein anderer Fall: In einem pf�lzischen
Dorf kenne ich selbst einen Landwirt, 
der Polen als Saisonarbeiter besch�ftigt
hat, ohne ihnen eine Schlafst�tte anzu-
bieten. Ich habe ihm angedroht, dass er
�rger mit mir bekommt, wenn das so
weiter geht. Am n�chsten Morgen bin
ich wieder hingegangen, da hat er mir
die Schlafst�tten gezeigt. Jeder Landwirt
ist n�mlich in der Lage, auf seinem Hof
eine vor�bergehende, eine gute und
wohnliche Schlafst�tte mit Waschm�g-
lichkeit f�r die Saisonarbeiter anzubie-
ten. Jeder Hof in Deutschland, auf dem
ich war, ist mit Strom, Gas und Wasser
ausgestattet. Das hei§t, von der Infra-
struktur her gibt es kein Problem. Man
muss es nur tun.

THOMAS HENTSCHEL

Mehmet, hast Du eine Idee, wie man
besser an die schwarzen Schafe, also
auch im Westen rankommen kann, da-
mit man sie auch wirklich am Leder pa-
cken kann?

MEHMET �NAL

Ich habe nat�rlich ein paar Ideen, die
Frage ist, ob das geht. Meinem Gef�hl
nach stecken da oft auch die B�rger-
meister und die �rtlichen Ordnungskr�f-
te mit drin. Ich habe es selbst einmal
erlebt: In einem Dorf in Westdeutsch-
land, wo Kirschen gepfl�ckt wurden, hat
der B�rgermeister die Polizei angerufen
und gesagt: ãBitte zeigt euch zwei Tage
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Die Fragen stellte Thomas Hentschel

"Eine l�ngst �berf�llige Aktion"

THOMAS HENTSCHEL

Aus den vorliegenden Berichten k�nnte
man entnehmen, dass im Westen vieles
besser l�uft und dass es die schwarzen
Schafe haupts�chlich in den �stlichen
Bundesl�ndern gibt. Mehmet, ist dies
auch Deine Einsch�tzung?

MEHMET �NAL

Eindeutig nein. Ich habe das auch au-
§erhalb dieser Aktion im Westen immer
wieder erlebt, dass die Leute gerne
schwarz arbeiten lassen, sei es am Bau,
auf den Feldern oder in den Weinber-
gen.

Es ist schon ersch�tternd, was ich zum
Beispiel an der pr�chtigen Deutschen
Weinstra§e gesehen habe. Dort haben
am Ausgang der D�rfer, auf Parkpl�t-
zen an der Landstra§e, die Saisonarbei-
ter in ihrem Auto geschlafen und eben
auch all ihre Bed�rfnisse dort erledigt.
Und in einem Ort, Hochstadt in der
Pfalz, haben die polnischen Arbeiter in
einem Park ãgelebtÒ und alle ihre Be-
d�rfnisse dort erledigt. Dann hat es dort
eine Demonstration der Dorfbev�lke-
rung gegeben. Mit dem Traktor sind sie
durch den Ort gefahren und haben ge-
fordert, die Polen sollten verschwinden.
Die Arbeit war getan, und die Polen
waren nicht mehr erw�nscht. Ich meine,
ganz einfach aus rein menschlichen
Gr�nden: Wenn ein Landwirt einen Po-
len f�r sich arbeiten l�sst, dann soll er
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nicht hier, die Kirschen m�ssen sofort
gepfl�ckt werden, sie werden sonst ver-
faulen, weil es stark geregnet hatÒ.
Wenn ich das so erz�hle, nimmt mir das
keiner ab, aber ich bin Zeuge dieses
Gespr�chs gewesen.

Wenn die Leute auf den Feldern arbei-
ten, verstecken sie sich ja nicht. Also,
wenn die Ordnungskr�fte oder die zu-
st�ndigen Beh�rden einfach mal hinge-
hen w�rden und nach den Papieren 
fragen, dann w�rden sie mindestens die
H�lfte der dort Arbeitenden als nicht
Berechtigte feststellen. Und das ist eine
vorsichtig gesch�tzte Zahl.

THOMAS HENTSCHEL

Christian, Du hast bei der Aktion in
Potsdam mitgemacht. Was ist aus Dei-
ner Einsch�tzung bei der Planung und
Durchf�hrung einer solchen Aktion zu
beachten, insbesondere auch bei der
Vorbereitung?

CHRISTIAN KOCH

Schlussfolgernd aus dem Erlebten sollte
man auf folgendes achten. Erstens: 
fr�hzeitige Einbeziehung der Arbeits�m-
ter, die mir ohnehin viel zu wenig kon-
trollieren, ob die Saisonarbeiterinnen
und Saisonarbeiter tarifgebunden einge-
setzt werden und ob die Anforderungen
an die Unterk�nfte f�r ausl�ndische
Arbeitnehmer eingehalten werden. Das
sind also auch Dinge, die die Arbeits-
�mter mit zu verantworten haben. Zwei-
tens sollte man, um die schwarzen
Schafe auch mit Namen und Adresse zu

benennen, mit der Presse enger zu-
sammenarbeiten. Wir haben zu wenig
mit der Presse gemacht bei unserer Ak-
tion in Brandenburg. Und drittens sollte
man solche Aktionen nicht als Einzelak-
tion durchf�hren, sondern kontinuier-
lich, damit auch die Bedrohlichkeit des
�ffentlichmachens st�ndig vor Augen
gef�hrt wird und die Arbeitgeber einfach
gezwungen werden, sich an die Dinge
zu halten, die festgeschrieben sind in
Deutschland. Das sind die Erfahrungen,
die ich gemacht habe in Brandenburg.

Es ist schon beeindruckend zu sehen,
dass Betriebe, die sich an die tariflichen
Vorgaben halten, damit auch leben 
k�nnen und nicht pleite gehen und dass
andere Betriebe mit 3,50 DM oder 
4 DM Stundenlohn sich an den Arbeits-
kr�ften  bereichern. Dabei f�hlen sie
sich auch noch ziemlich sicher. Und zum
Teil f�hlen sie sich sogar im Recht, die
Arbeitgeber. Das haben sie uns ja auch
gesagt, dass bei ihnen noch nie jemand
da war, der etwas beanstandet h�tte. Bei
uns hat noch keiner kontrolliert, sagen
sie, es waren auch immer alle zufrieden.
Na klar sind die Polen zufrieden, weil
4,50 DM in Polen mehr sind als 
4,50 DM in Deutschland. Also, hier 
muss st�ndig kontrolliert werden, st�n-
dig auf die Finger geschaut werden.
Schwarze Schafe und auch ordentliche
Betriebe m�ssen benannt werden. Und
das alles mit den Medien in Zusam-
menhang zu bringen, das wird unsere
Kampagne erfolgreich werden lassen.

Landwirtschaftliche Saisonarbeit 2001
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THOMAS HENTSCHEL

Ihr habt auf den Feldern viele ausl�ndi-
sche Kollegen getroffen, und die Aktion
war auch mit Flugbl�ttern in verschiede-
nen Sprachen vorbereitet. Hat denn die
Kommunikation mit dem Leuten gut
geklappt, oder kann man da eventuell
noch einiges besser machen? 

CHRISTIAN KOCH

Auf jeden Fall sollte man bei gr�§eren
Eins�tzen mit einem Dolmetscher arbei-
ten. Das ist eine ganz wichtige Erfah-
rung gewesen, weil wirklich wenige der
Saisonarbeiterinnen und Saisonarbeiter
deutsch sprechen oder zumindest sagen,
dass sie nicht deutsch sprechen k�nnen.
Und die Vorarbeiter haben sich dann
meistens auch verdr�ckt. Also, um mit
jemandem individuell ins Gespr�ch zu
kommen und die Wahrheit �ber die
Lohn- und Wohnbedingungen heraus-
zufinden, w�re es dringend n�tig, mit
einem Dolmetscher zu arbeiten.

MEHMET �NAL

Das finde ich auch sehr wichtig. Aber
auch wenn die Leute gebrochen deutsch
sprechen, sind sie meistens nicht bereit,
sich mit uns zu unterhalten, weil sie ein-
fach froh sind, eine Arbeit zu haben. 
Das g�nne ich ihnen auch, aber ich
denke, es gibt bei den Saisonarbeitern
ein riesiges Informationsdefizit, wie die
Arbeit hier funktioniert, welche Rechte
sie haben und welche Bedingungen bei
der Arbeit und nach der Arbeit f�r sie
erf�llt sein m�ssen. Man muss die Leute

nur anschauen und erkennt sofort, dass
sie in diesem Bereich �ber ihre Rechte
�berhaupt nichts wissen.
Sonst w�rden sie auch nicht diese
Plumpsklos akzeptieren oder in Contai-
nerbaracken wohnen, auch wenn sie
dort wenigstens einen Dach �ber dem
Kopf haben. Vier, f�nf Betten stehen da
in einem Zimmer. Dabei gibt es Vorga-
ben, wie viele Quadratmeter pro Kopf
einzuhalten sind. Aber in den Wohnun-
gen, die ich fotografiert habe, hat das
niemals gestimmt. Wenn auf h�chstens
16 Quadratmetern vier Betten stehen,
also zwei Doppelbetten, manchmal drei
Doppelbetten, da k�nnen pro Person
nicht 6 Quadratmeter eingehalten wer-
den. Wobei f�r die Einheimischen ja
noch mehr gilt, n�mlich 12 Quadrat-
meter.

CHRISTIAN KOCH

Das Problem sehe ich nat�rlich auch in
der Durchsetzung ihrer Rechte. Selbst
wenn sie jetzt ihre Rechte kennen w�r-
den - dazu m�ssen wir kommen, ist gar
keine Frage -, sie durchzusetzen ist eine
zweite Sache. Und ich kann nach wie vor
nicht verstehen, dass die Arbeits�mter
sich zufrieden geben mit Ausk�nften der
Arbeitgeber, es werde dem Rechnung
getragen, was das Gesetz vorschreibt.
Tatsache ist, dass dem nicht Rechnung
getragen wird, weder in den
Wohnverh�ltnissen noch im Lohn, aber
die Arbeits�mter lassen die Betriebe
trotzdem gew�hren.

Dokumentation
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Au§erdem m�ssen wir nat�rlich auch 
auf den Tarif schauen. Also mit 6 DM
Saisonarbeitertarif ist der Mensch vorn-
herein schon unter Wert eingesetzt. 
6 DM, das ist schon fast ein sittenwidri-
ger Tarifvertrag. Der muss mindestens
auf 8,50 DM oder 10, 12 DM hoch.
Also, es f�ngt schon bei der Tarifarbeit
an, dass wir die ausl�ndischen Saison-
arbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer
unter Wert hier reinholen. 

THOMAS HENTSCHEL

Noch einmal zum Informationsdefizit bei
den ausl�ndischen Kolleginnen und
Kollegen: Was gibt es da zu tun von
Seiten der Gewerkschaft oder von Seiten
anderer Institutionen?

MEHMET �NAL

Deutschland ist ja das Land, das die
Arbeitskr�fte anwirbt, sei es in Polen,
Rum�nien oder Tschechien. Ich denke
deshalb, dass die deutschen Beh�rden
dort, wo die Erlaubnis erteilt wird, auch
die entsprechenden Informationen vor-
ab an die Arbeitnehmer aush�ndigen
m�ssen. Das w�re sehr leicht zu be-
werkstelligen.
Und was von der Seite der 
Gewerkschaften zu tun w�re, das w�rde
wahrscheinlich eine Satzungs�nderung
oder einen Ausnahmebeschluss der
Gewerkschaften erfordern. Denn wenn
die Saisonarbeiter drei Monate im Jahr
hier sind, k�nnen sie nach den 
bestehenden Satzungen keinen
Mitgliederstatus genie§en. Vielleicht
k�nnte die Gewerkschaft hier eine

besondere Situation schaffen, indem sie
ihnen f�r einen geringeren Beitrag sozi-
alen und rechtlichen Beistand gibt.

THOMAS HENTSCHEL

Die Aktion haben wir mit Senioren 
durchgef�hrt, und es haben sich auch
viele Kollegen aus dem Baubereich be-
teiligt. Wie ist diese Aktion, also gerade
auch die Situation der Landarbeiterin-
nen und Landarbeiter, bei den Kollegen
aufgenommen worden?

CHRISTIAN KOCH

Unsere Bauarbeiterkolleginnen und 
-kollegen haben mit gro§er Best�rzung
festgestellt, was auf dem Lande los ist.
Also, die w�rden sich mit 6 DM in der
Stunde nicht abspeisen lassen, und auch
nicht mit den Eink�nften der Deutschen,
die ja vom Arbeitsamt auch noch unter-
st�tzt werden. Das war der einhellige
Tenor. Und in den Brandenburger
Eins�tzen haben die Kollegen gesagt,
wir m�ssten viel �fter raus. So wie auf
die Baustellen, m�ssen wir auch �fter in
die Plantagen gehen, um das �ffentlich
zu machen. 

MEHMET �NAL

Das gleiche gilt auch f�r den Ludwigs-
hafener und Bonner Bereich. Speziell die
Kollegen der Baugewerkschaft fahren
�berall herum und machen die Baustel-
len ausfindig. Das ist eine sehr harte
Arbeit. Die Arbeit auf dem Feld findet
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den einen Tag hier statt und den ande-
ren dort, und dann immer mit verschie-
denen Leuten. Da ist eine solche Aktion
schwer durchzuf�hren. Aber besonders
f�r die beteiligten Senioren war das eine
sinnvolle Arbeit, anderen zu helfen und
sie auf ihre Rechte aufmerksam zu ma-
chen.

THOMAS HENTSCHEL

Zum Abschluss die Frage: Wie sch�tzt ihr
die Aktionen insgesamt ein? 

CHRISTIAN KOCH

Ich denke, dass das eine l�ngst �berf�l-
lige und v�llig richtige Aktion der IG
BAU war. Die Kollegen in den Plantagen
haben das noch nicht erlebt und die
Bauarbeiter oder Senioren der IG BAU
auch nicht. Und ich pers�nlich habe das
in so einer machtvollen weil sehr um-
fangreichen Aktion auch noch nicht mit-
gemacht. Es kam ausgezeichnet an.
Zwei deutsche Kollegen haben uns von
der Leiter herunter beim Kirschenpfl�-
cken gesagt, wenn ihr �fter rauskommt,
und es wirklich hilft, dann sind wir auch
bereit bei Euch einzutreten. Und eine
andere Gruppe, auch deutsche Arbeit-
nehmer, hat uns in der Pause gesagt,
wenn ihr uns 2 DM mehr Lohn erstreitet,
dann treten wir bei Euch ein, aber sonst
nicht. Also, solche Gespr�che hat es
gegeben. Es hat eigentlich gezeigt, dass
der Bedarf riesengro§ ist, drau§en vor
Ort auch informiert und vertreten zu 
werden. Und wir haben das auf Baustel-
len so oft erfolgreich gemacht und im

l�ndlichen Raum im gr�nen Bereich 
meines Wissens seit l�ngerer Zeit in dem
Umfang nicht mehr. Wir m�ssen da 
einfach wieder pr�sent werden, um den
Kollegen die Rechte wieder zur�ckzu-
bringen, die sie im Laufe der Zeit verlo-
ren haben.

MEHMET �NAL

Die Aktionen in Bonn und Ludwigshafen
sind ja mehr oder weniger problemlos
verlaufen. Aber auch die Kollegen dort
haben gestaunt, welche Zust�nde herr-
schen. F�r die war das auch eine neue
Erfahrung.
Am meisten hat mich aber die Branden-
burger Aktion beeindruckt, wo die Ge-
werkschaftskollegen einfach auf ein Feld
oder in ein Betriebsgel�nde gefahren
sind und von den Arbeitgebern verlangt
haben, sich an die Tarifvertr�ge zu hal-
ten. Auch wenn es nicht immer Erfolg
hat, tun sie was sie tun k�nnen, damit
wir ordentlich miteinander arbeiten 
k�nnen. Dieser Kampfgeist ist schon 
sehr beeindruckend.
Im Westen kann man nicht so mit den
Arbeitgebern umgehen, da herrschen
wieder andere Methoden. Wir sind ja
gewohnt, immer Kompromisswege zu
gehen. Und hier in Brandenburg haut
man ab und zu mal richtig auf den 
Tisch. Das hat mir besser gefallen.

Dokumentation
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Die IG BAU hat in den letzten 
Jahren auf allen Ebenen viel 
zur Verbesserung der Situation 
getan - und wird es weiter tun.

Unsere Initiativen, vorgestellt
von Hans-Joachim Wilms

Saisonarbeit in der Landwirtschaft Ð
Wie geht es weiter?

Die Erfahrungen aus den Aktionen im
Fr�hjahr und Sommer diesen Jahres
haben gezeigt, dass wir bei den Saison-
arbeitskr�ften durchweg ein positives
Echo erfahren haben. Es hat sich aber
auch gezeigt, dass f�r uns noch ein gro-
§er Handlungsbedarf besteht. Wie 
sollen also die weiteren Aktivit�ten aus-
sehen?

Wir werden unsere Aktionen auf den
Feldern und in den Plantagen fort-
setzen! Die Bezirksverb�nde sind
aufgefordert, �hnliche Aktionen
durchzuf�hren. Wir m�ssen den Un-
ternehmen, den Verwaltungen und
der �ffentlichkeit zeigen, dass es in
der deutschen Landwirtschaft noch
eine Gewerkschaft gibt, die sich f�r
die Rechte der Besch�ftigten einsetzt!

Die Zusammenarbeit mit den loka-
len Akteuren, insbesondere in den
Arbeitsverwaltungen, Gemeinden
und Gewerbeaufsichts�mtern muss
verbessert werden. Hier ist jeder 
aufgefordert entsprechende Fragen
zu stellen und nachzuforschen. Die
Schweinereien passieren vor unserer
Haust�r, in unserem Dorf Ð und nicht
im luftleeren Raum.

Politisch fordern wir gemeinsam mit
der NGG von den Regierenden die
Erweiterung des Arbeitnehmerent-
sendegesetzes um weitere Branchen
wie die Landwirtschaft und die
Fleischverarbeitung. 

Tarifpolitisch wollen wir einen Min-
destlohn von 1.500 EURO durchset-
zen. Eine tarifvertragliche Regelung
mit anschlie§ender Allgemeinver-
bindlichkeit kann Wettbewerbsver-
zerrungen, die bereits heute durch
Lohndumping oder illegale Besch�f-
tigung entstehen, eind�mmen. F�r
entsandte Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer m�ssen die Arbeits-
und Tarifbedingungen des Einsatzor-
tes und nicht des Heimatortes gelten.
Dies ist f�r uns auch ein wichtiger
Schritt in Richtung Osterweiterung
der EU, die sozialvertr�glich gestaltet
werden muss!

Zur Interessenvertretung der ausl�n-
dischen Arbeitskr�fte in Deutschland
durch die IG BAU schlie§en wir Ko-
operationsvertr�ge mit den in den
jeweiligen L�ndern zust�ndigen Ge-
werkschaften ab. Solche Vertr�ge
existieren bereits mit der tschechi-
schen Gewerkschaft OSPZV-ASO
und der ungarischen Gewerkschaft
MEDOSZ. 

Auf europ�ischer Ebene haben wir
mehrere Initiativen gestartet. In Se-
minaren und Arbeitssitzungen haben
wir die Situation mit anderen euro-
p�ischen Partnergewerkschaften
analysiert und werden unser weiteres
Vorgehen miteinander abstimmen.

Durch meine Initiative hat der Euro-
p�ische Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss eine Stellungnahme erarbei-
tet, an der die europ�ischen Arbeit-
geber und die europ�ischen Ge-
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werkschaften beteiligt waren. Dabei
wurde festgestellt, dass zu wenig In-
formationen �ber die Wanderarbeit
vorliegen. Kernforderung ist nach
wie vor die Einrichtung einer europ�-
ischen Beobachtungsstelle f�r Wan-
derarbeit (der vollst�ndige Text der
Stellungnahme ist in der Anlage
nachzulesen).

Gleichzeitig wollen wir aber auch Ð
das ist nicht vergessen Ð die Bedin-
gungen verbessern, damit auch ein-
heimische Arbeitskr�fte ihren Ar-
beitsplatz erhalten bzw. in der
Landwirtschaft neue Arbeitspl�tze
entstehen. Hier sind noch l�ngst 
nicht alle M�glichkeiten ausge-
sch�pft. In Zusammenarbeit mit den
Arbeits�mtern sollen neue Modelle
zur Arbeitsvermittlung und Integrati-
on entwickelt, durchgef�hrt und aus-
gewertet werden. 

Wir wollen daf�r sorgen, dass bei
der Umgestaltung der Landwirtschaft
die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer nicht vergessen werden.

Dokumentation
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Hinweise zu den Anforderungen an
Unterk�nfte f�r ausl�ndische Arbeit-
nehmer

I. Bauliche Ausf�hrung

1. Die lichte H�he der Schlaf- und Ta-
gesr�ume muss mindestens 2.30 m
betragen. Im Dachraum muss die
lichte Mindesth�he �ber mindestens
1/3 der Grundfl�che jedes Raumes
vorhanden sein.

2. Die B�den m�ssen einen fu§warmen
Belag haben.

3. W�nde und D�cher m�ssen wetter-
dicht sein.

4. Die Au§ent�ren m�ssen dicht und
abschlie§bar sein.

5. Die Fenster m�ssen dicht und zum
�ffnen eingerichtet sein. F�r eine
ausreichende L�ftungsm�glichkeit ist
Sorge zu tragen.

6. Bei Unterbringung in dem Winter-
halbjahr vom 1.Oktober bis 30.M�rz
muss eine ausreichende Behei-
zungsm�glichkeit der R�ume vor-
handen sein.

II. Wohnfl�chen

Wohnfl�chen sollen folgenden Nor-
men entsprechen:

1. Die Zahl von 6 Personen pro Zimmer
darf nicht �berschritten werden.

2. Der Schlafraum pro Person ist mit
mindestens 6 qm zu bemessen.

3. F�r M�nner und Frauen sind
getrennte Schlafr�ume vorzusehen.

4. F�r jeden Bewohner muss eine eige-
ne Bettstelle vorhanden sein. Es d�r-
fen h�chstens zwei Bettstellen �ber-
einander angebracht sein.

5. Zur Ausstattung je Bettstelle geh�ren:
Matratze, ein Kopfkissen, Wollde-
cken in ausreichender Zahl und
Bettw�sche.

6. Jeder neu in der Unterkunft aufge-
nommene Arbeitnehmer erh�lt sau-
bere Bettw�sche.

7. F�r jeden Bewohner ist eine M�g-
lichkeit der Kleiderablage (Spind)

sowie eine Sitzgelegenheit und ein
Tischplatz zur Verf�gung zu stellen.

8. Im Tages- und Schlafraum ist f�r 
ausreichende Beleuchtung durch
elektrische Anlagen, die den Sicher-
heitsvorschriften entsprechen, zu 
sorgen.

III. Sanit�rr�ume

1. Die Sanit�rr�ume sollten so beschaf-
fen sein, dass die Fu§b�den und
W�nde aus einem Material beste-
hen, das zu Reinigungszwecken ab-
gespritzt werden kann.

2. F�r je 8 Personen sollte eine Toilette
mit ausreichender Bel�ftung und Be-
leuchtung vorhanden sein. F�r je 10
Personen sollte eine Dusche (kaltes
und warmes Wasser) zur Verf�gung
stehen.

3. Zur Vermeidung von Pilzkrankheiten
d�rfen Holzroste in Waschr�umen
nicht verwendet werden.

4. Eine geeignete Einrichtung zum Wa-
schen und Trocknen der Kleidung
muss vorhanden sein.

IV. K�che

F�r den Fall, dass keine Betriebsk�-
che vorhanden ist, muss f�r je 2 Be-
wohner eine Kochstelle (in einem se-
paraten Raum) sowie eine angemes-
sene Aufbewahrungsm�glichkeit f�r
Nahrungsmittel vorhanden sein.

V. Allgemein

1. Im Betrieb muss eine ausreichende
Erste-Hilfe-Station vorhanden sein.
Sie muss im Bedarfsfall leicht zu-
g�nglich und gegen Verunreinigun-
gen gesch�tzt sein.

2. Die o.g. Hinweise stellen einen An-
haltspunkt f�r die bauliche
Beschaffenheit der Unterk�nfte dar.
Bei schon bestehenden Objekten
k�nnen geringe Abweichungen 
toleriert werden! Ein Rechtsanspruch
der Arbeitnehmer auf Zuteilung von

Landwirtschaftliche Saisonarbeit 2001
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Unterk�nften in einer bestimmten Art
und Gr�§e, die �ber die o.g. 
Hinweise hinausgehen, sowie einer
bestimmten Raumausstattung
besteht nicht.

3. Der Arbeitgeber hat daf�r Sorge zu
tragen, dass die Unterk�nfte so be-
schaffen, ausgestattet und belegt
sind und so benutzt werden, dass die
Gesundheit und das sittliche Empfin-
den der Arbeitnehmer nicht beein-
tr�chtigt wird.

Quellenbezug:

1. Verordnung �ber Arbeitsst�tten vom
01.08.1983 (BGH S.1057)

2 Richtlinien f�r die Unterkunft ausl�n-
discher Arbeitnehmer in der
Bundesrepublik Deutschland vom
01.04.1971 vom Bundesministerium
f�r Arbeit und Sozialordnung

3. Hessisches Wohnungsaufsichtsgesetz
(HwoAufG) 04.09.1974 (GVBl. Seite
395)

Verfassung des Landes Brandenburg

vom 20. August 1992 (GVBl. I S. 298),
zuletzt ge�ndert durch Gesetz vom 7.
April 1999 (GVBl. I S. 98).

Artikel 51 (Koalitionsfreiheit und Streik-
recht)

(1) Das Recht, zur Wahrung und F�rde-
rung der Arbeits- und Wirtschaftsbedin-
gungen Vereinigungen (Koalitionen) zu
bilden, ist f�r jeden und f�r alle Berufe
gew�hrleistet. Abreden, die dieses Recht
einschr�nken oder zu behindern suchen,
sind nichtig, hierauf gerichtete Ma§-
nahmen sind rechtswidrig. 

(2) Das Recht der Koalitionen umfasst
insbesondere den Abschluss von Tarif-
vertr�gen, die f�r allgemein verbindlich
erkl�rt werden k�nnen. Gewerkschaften
haben nach Ma§gabe der Gesetze das
Recht auf Zutritt zu allen Betrieben, Un-
ternehmen und Dienststellen. Das Streik-
recht wird gew�hrleistet.

Materialien
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Mannheimer Morgen 11.7.01

Märkische Allgemeine 5.7.01

Die Rheinpfalz 11.7.01
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Industriegewerkschaft
Bauen - Agrar - Umwelt

Stellungnahme zur landwirtschaft-
lichen Saisonarbeit

Historische Entwicklung:

I.  Traditionell arbeiten in Deutschland
Saisonarbeiterinnen und -arbeiter in der
Landwirtschaft. Besonders in der Ernte-
zeit waren die Betriebe auf zus�tzliche
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
angewiesen, die ausschlie§lich zu die-
sem Zeitpunkt anfallende zus�tzliche
Arbeiten erledigen. Die Erntehelfert�tig-
keit stellte f�r Anwohnerinnen und An-
wohner eine lohnende zus�tzliche Ver-
besserung der Haushaltskasse dar, was
f�r Sch�ler und Studenten, aber auch f�r
andere Jugendliche, Hausfrauen und
Arbeitslose besonders galt. Der Bedarf
an Erntehelfern, der nicht aus der loka-
len Bev�lkerung gedeckt werden konnte,
musste durch den Einsatz von �berregio-
nalen, oft ausl�ndischen Helfern Ð so-
genannten Fremdarbeitern Ð gedeckt
werden. Die Erntet�tigkeit war immer
schon schlecht bezahlt und als "Haupt-
erwerbsquelle" f�r ein Familieneinkom-
men ungeeignet. Entsprechend war die-
se T�tigkeit gering gesch�tzt.

II.  Seit den 60er Jahren haben sich die
Abl�ufe in den landwirtschaftlichen Kul-
turen v.a. durch technische Erneuerun-
gen und demografische Ver�nderungen
in den l�ndlichen R�umen gewandelt.
Die ehemaligen lokalen Erntehelfer wa-
ren entweder aus den l�ndlichen R�u-
men in die St�dte abgewandert oder in
Familien verankert, die �ber ein weitge-
hend ausreichendes Einkommen verf�g-
ten und deshalb kein Familienmitglied
mehr in die Erntet�tigkeit entsenden
mussten. Zus�tzlich war mit der Schaf-
fung eines stabilen Sozialsystems die
finanzielle Grundsicherung der Familien
(auch der arbeitslosen Familien) abgesi-
chert. Die Bereitschaft Erntet�tigkeiten
durchzuf�hren, sank rapide.

III.  Mit dem Zuzug von ausl�ndischen
ãGastarbeiternÒ Ð vorwiegend aus den
s�deurop�ischen L�ndern Ð verbesserte
sich die Situation in den Betrieben. Die
"Gastarbeiter" integrierten sich und lie-
§en sich mit ihren Familien nieder. Die
Erntehelfert�tigkeiten wurden nun zu
einem erheblichen Teil von ihnen 
durchgef�hrt. Infolge der Integration
stieg gleichzeitig das Einkommen der
Erntehelfer.

IV.  Seit Mitte der 80er Jahre kamen
immer mehr Erntehelfer aus den Mittel-
und Osteurop�ischen L�ndern Ð vorwie-
gend aus Polen Ð zu Ernteeins�tzen in
die alten Bundesl�nder. Sie waren auch
mit geringeren L�hnen zufrieden als die
ans�ssigen Saisonarbeiter, da nur sie
einen doppelten Marktvorteil erlangen
konnten: a) hatten sie einen erheblichen
Kaufkraftvorteil gegen�ber ihrer nicht-
konvertierbaren heimischen W�hrung,
b) konnten sie auf dem Heimweg Waren
exportieren, die sie gewinnbringend auf
den heimischen M�rkten umsetzen
konnten. Sie konnten sich nicht vor Ort
niederlassen.

V.  Mit der �ffnung der Grenzen nach
Osteuropa zu Anfang der 90er Jahre
nahm die Zahl der landwirtschaftlichen
Saisonarbeiterinnen und -arbeiter aus
diesen L�ndern zu. Neben dem regul�-
ren Einsatz von Saisonarbeitern, die
�ber die Arbeitsverwaltung vermittelt
werden, entstand ein Schwarzmarkt f�r
illegale sogenannte ãSaisonarbeiterÒ.
Landwirtschaftliche Betriebe setzten in
zunehmendem Ma§e auf den Einsatz
der billigen Ð vor allem illegalen Ð Sai-
sonkr�fte aus Osteuropa.

VI.  Seit ca. 1993 gingen immer mehr
Betriebe dazu �ber, das T�tigkeitsfeld
der billigen Saisonarbeiter auszuweiten.
Es wurden ihnen auch T�tigkeiten �ber-
tragen, die nicht mehr durchg�ngig den
Merkmalen der traditionellen Saison-
oder Erntet�tigkeit entsprachen.
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VII.  Mit Ausweitung dieser T�tigkeiten
nahm der Druck auf die ans�ssigen
Saisonarbeiter, aber auch auf regul�re
Landarbeiter zu. Immer st�rker wurden
betriebliche Arbeitsabl�ufe aufgesplittert
und zu ãSaisont�tigkeitenÒ erkl�rt.

VIII.  Mittlerweile hat der Umfang der
sogenannten ãSaisonarbeitÒ derart zu-
genommen, dass oftmals unterstellt 
werden kann, dass es sich bei der �nde-
rung der betrieblichen ãSaisont�tigkei-
tenÒ um regul�re Arbeiten handelt, die
im Rahmen einer normalen arbeitsver-
traglichen T�tigkeit ausge�bt werden
kann.

Statistik:

1992 �berstieg der Einsatz von (fast aus-
schlie§lich) osteurop�ischen soge-
nannten "SaisonarbeiternÓ offiziell zum
ersten Mal die Grenze von 200.000.
Nach mehrmaliger Bereinigung der
Statistik ergab sich f�r das Jahr 1996 
ein Einsatz von �ber 220.000 offiziellen
landwirtschaftlichen sogenannten ãSai-
sonarbeiternÒ.

Anzahl der Wanderarbeiter 1992-1996
Jahr Anzahl

der Wanderarbeiter
1992 212.442
1993 181.037 (1)
1994 155.217 (2)
1995 192.766
1996 220.894

(1) Herausnahme von Wirtschaftsbereichen
(2) Herausnahme des Baubereichs
Quelle: BMA 1997

Die IG BAU sch�tzt den Anteil illegaler Ð
und von der Statistik nicht erfasster Ð
sogenannter ãSaisonarbeiterÒ Ð zumin-
dest tempor�r Ð in gleicher H�he.

Die der IG BAU bekannt gewordenen
Einkommen der illegalen ãSaisonarbei-

terÒ liegen etwa zwischen 4,50 DM und
12 DM je Stunde.

�berwiegend scheint ein durchschnitt-
licher Stundenlohn von ca. 7 DM zu be-
stehen.

Bei der Besch�ftigung von illegalen
ãSaisonarbeiternÒ entstehen den Betrie-
ben keine sonstigen Kosten. Jegliche
Versicherungen sind ausgeschlossen.

Res�mee:

(1)  Regelarbeiten werden immer st�rker
als sogenannte ãSaisont�tigkeitenÒ aus-
gewiesen.

(2)  Es findet ein ernstzunehmender Ver-
dr�ngungswettbewerb zwischen ãNor-
mal-Arbeitskr�ftenÒ (in den regul�ren
Einkommensgruppen) und den billigen
(selbst wenn der Tarif f�r Saisonarbeiter
gezahlt wird) ãSaisonarbeiternÒ statt.

(3)  Vor allem die dramatische Anzahl
illegal besch�ftigter sogenannter ãSai-
sonarbeiterÒ schafft rechtsfreie R�ume.
Soziale Mindeststandards sind nicht
mehr ausreichend vorhanden, die Situa-
tion der Illegalen ist inakzeptabel. 
Schutz f�r sie ist kaum vorhanden.

(4)  Neben den �brigen schlechten Rah-
menbedingungen f�hrt der Einkom-
mensdruck auf die landwirtschaftlichen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
zu einer sinkenden Bereitschaft, eine
Ausbildung in einem landwirtschaft-
lichen Beruf aufzunehmen Ð der Berufs-
stand wird dequalifiziert. Der �berf�llige
Einsatz von technologischen Erneuerun-
gen wird behindert. Fortschritte der An-
erkennung der landwirtschaftlichen Be-
rufe werden konterkariert.
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Die Position der IG BAU:

1.  Die IG BAU steht auch heute noch zur
Notwendigkeit des Einsatzes von
Saisonarbeiterinnen und -arbeitern f�r
Erntet�tigkeiten in der Landwirtschaft.
Dies betrifft ausschlie§lich T�tigkeiten,
die �berm�§ig zu bestimmten - ein-
grenzbaren - Zeiten in den Betrieben
anfallen.

2.  Die IG BAU fordert den Einsatz von
ordnungspolitischen Ma§nahmen zur
Verbesserung der Situation der Illegalen
und Ma§nahmen zur Verhinderung ille-
galer Besch�ftigungsverh�ltnisse.

3.  Die IG BAU akzeptiert keinen Druck
auf landwirtschaftliche Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, der ausschlie§-
lich aus Gr�nden des irregul�ren Einsat-
zes von sogenannten "Saisonarbeitern"
entsteht.

4.  Um dem irregul�ren Einsatz von
sogenannten "Saisonarbeitern" vorzu-
beugen und einem weiteren Abbau der
Arbeitspl�tze f�r landwirtschaftliche Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
den l�ndlichen R�umen vorzubeugen,
dr�ngt die IG BAU auf die Beibehaltung
der zeitlichen Eingrenzung des Einsatzes
von Saisonarbeitern in landwirtschaft-
lichen Betrieben gem�§ den g�ltigen
Bestimmungen. Eine R�cknahme der
jetzt g�ltigen Bestimmungen wird zu
einer Zunahme der sogenannten "Sai-
sonarbeit" in den Betrieben f�hren und
bestehende Arbeitspl�tze ans�ssiger
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
vernichten.

5.  Die IG BAU verschlie§t sich nicht der
finanziellen Realit�t in vielen landwirt-
schaftlichen Betrieben und tritt deshalb
aktiv f�r L�sungen ein, um zu einer be-
triebswirtschaftlichen Verbesserung des
Einsatzes von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern zu kommen. Dies betrifft
insbesondere Kooperationen mit den
Instrumenten der Arbeitsf�rderung und
der beruflichen Qualifikation.

6.  Die IG BAU fordert verst�rkte Ma§-
nahmen zur Einbindung von ortsans�ssi-
gen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern in die landwirtschaftliche Sai-
sont�tigkeit. Bestehende Hindernisse
m�ssen durch den Einsatz von Qualifi-
kations- und Motivationsma§nahmen
(R�ckenschulungen usw.) gemindert 
werden. Eine �ber den Rahmen der be-
stehenden Regelungen hinausgehende
"Ahndung" f�r Arbeitslose und Sozialhil-
feempf�nger durch Strafaktionen lehnt
die IG BAU ab.

7.  Die IG BAU erkl�rt ihre Bereitschaft,
mit allen Interessierten und Beteiligten
zusammenzuarbeiten, um zu L�sungen
zu kommen. Sie wird sich selbst aktiv an
L�sungen beteiligen.

8.  Die IG BAU verweist in diesem Zu-
sammenhang auf die Forderung des
Wirtschafts- und Sozialausschusses
(WSA) der Europ�ischen Union an die
Europ�ische Kommission, das Problem
der Wanderarbeit umfassend zu bear-
beiten und L�sungen vorzuschlagen.

9.  Die IG BAU wird sich �ber ihre Eu-
rop�ische F�deration aktiv f�r europ�i-
sche L�sungen einsetzen.

Materialien
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NAT/051
ãLANDWIRTSCHAFTLICHE

WANDERARBEITERINNEN UND
WANDERARBEITER AUS

DRITTSTAATENÒ

STELLUNGNAHME
des Wirtschafts- und Sozialausschusses
zu dem Thema
ãEntwicklung einer Initiative zur Rege-
lung von Rahmenbedingungen 
f�r den Einsatz landwirtschaftlicher
Wanderarbeiterinnen und
Wanderarbeiter aus DrittstaatenÒ
(Initiativstellungnahme)

Der Wirtschafts- und Sozialausschuss
beschloss am 21. Oktober 1999 gem�§
Artikel 23 Absatz 3 seiner Gesch�fts-
ordnung, eine Initiativstellungnahme zu
folgendem Thema zu erarbeiten:

ãEntwicklung einer Initiative zur Regelung
von Rahmenbedingungen f�r den Einsatz
landwirtschaftlicher Wanderarbeiterin-
nen und Wanderarbeiter aus
DrittstaatenÒ

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten
beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft,
l�ndliche Entwicklung, Umweltschutz
nahm ihre Stellungnahme am 10. Mai
2000 an. Berichterstatter war Herr
WILMS.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner
373. Plenartagung am 24./25. Mai
2000 (Sitzung vom 24. Mai) mit 65 Ja-
Stimmen bei 1 Stimmenthaltung folgen-
de Stellungnahme:

1. Einleitung Ð Gr�nde f�r die 
Stellungnahme

1.1  In verschiedenen Wirtschaftsbran-
chen der Europ�ischen Union gibt es
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer1,
die zur Gruppe der Wanderarbeitneh-
mer geh�ren. Dies trifft vor allem auf die
Landwirtschaft zu, da in dieser Branche
die Wanderarbeitnehmer Ð mehr als in
allen anderen Wirtschaftsbereichen Ð
eine strukturpr�gende Gruppe von
T�tigen darstellen. 

1.2  Der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss wendet sich mit dieser
Initiativstellungnahme an den Rat, das
Parlament, die Kommission und die
Sozialpartner, um auf die bedeutende
Gruppe der landwirtschaftlichen 
Wanderarbeitnehmer hinzuweisen, die
nur einen geringen sozialen Schutzstatus
genie§en. Der Ausschu§ stellt fest, dass
es bei landwirtschaftlichen Wanderar-
beitnehmern Ð im Gegensatz zu hand-
werklichen Wandergesellen, die an alte
Traditionen ankn�pfen und deren Wan-
dert�tigkeiten positiv besetzt sind Ð eine
negative gesellschaftliche Tabuisierung
dieses Themas gibt, welche nur durch
l�ngst �berf�llige Aktivit�ten durchbro-
chen werden kann. Doch auch seit
Verabschiedung einer entsprechenden
Initiativstellungnahme des Ausschusses
im April 1991, die detaillierte Vor-
schl�ge zur Verbesserung dieser
Situation beinhaltet, hat sich an der
Situation landwirtschaftlicher Wanderar-
beitnehmer nichts verbessert.

1.3  Landwirtschaftliche Wanderarbeit-
nehmer erbringen gro§e und unver-
zichtbare Leistungen f�r die Landwirt-
schaft der Europ�ischen Union. Sie sind
gerade in einer Situation des zuneh-
menden Facharbeitermangels in ver-
schiedenen Mitgliedstaaten unverzicht-
bar. Die j�ngste Vergangenheit, insbe-

Landwirtschaftliche Saisonarbeit 2001

1 Jedesmal wenn im Text von Arbeitnehmern die Rede ist,
sind natürlich auch Arbeitnehmerinnen gemeint. Deshalb
wird von hier an der Kürze halber nur noch v on Arbeitneh-
mern gesprochen.



35

sondere die Vertiefung des Binnenmark-
tes, die Erweiterung der Union, der
Wegfall der ideologischen Grenzen in
Mittel- und Osteuropa und die durch
B�rgerkriege und Armutsbewegungen
ausgel�sten Wanderungsbewegungen
im Mittelmeerraum haben aber zu er-
heblichen �nderungen der Stellung der
landwirtschaftlichen Wanderarbeitneh-
mer beigetragen. Diese �nderungen
spiegeln sich in den Arbeitsorganisatio-
nen der landwirtschaftlichen Betriebe
wider. Sie hatten erhebliche Auswirkun-
gen auf die lokalen und nationalen Ar-
beitsm�rkte.

1.4  Die Arbeitsmarktpolitik hat in der
Europ�ischen Union aufgrund der ho-
hen Arbeitslosigkeit in den einzelnen
Mitgliedsstaaten einen besonderen Stel-
lenwert. Die EU-Politik ist auf die Sen-
kung der Arbeitslosigkeit ausgerichtet.
Die Landwirtschaft ist sowohl als eigen-
st�ndige Branche als auch durch vor-
und nachgelagerte Bereiche und ihre
Rolle in der Raumordnungs- und Struk-
turpolitik f�r den Arbeitsmarkt von gro-
§er Bedeutung, weil sie einen wirksamen
Beitrag zur Bek�mpfung der Ar-
beitslosigkeit leisten k�nnte.

1.5  K�nftig steht die Landwirtschaft der
Europ�ischen Union vor neuen dramati-
schen Ver�nderungen. Die geplante 
Erweiterung durch Staaten Mittel- und
Osteuropas wird Ð im Gegensatz zu den
Erweiterungen der Vergangenheit Ð eine
erhebliche Zunahme an landwirtschaft-
lichen Wanderarbeitnehmern vor allem
in den nord- und zentraleurop�ischen
Mitgliedstaaten erbringen. In den s�d-
europ�ischen Mitgliedstaaten werden
ebenfalls erhebliche Ver�nderungen
sp�rbar werden. Hier spielen aber zu-
s�tzlich Faktoren wie Kriegsfl�chtlinge
aus S�dosteuropa und Zuz�ge insbe-
sondere aus Nordafrika eine Rolle. Des-
halb sollten die rechtlichen Unterschiede
zwischen aus Drittstaaten kommenden
Arbeitnehmern und solchen aus den
k�nftigen Beitrittsstaaten stammenden

Arbeitnehmern deutlicher gemacht wer-
den. 

1.6  Zur Wahrung des sozialen Friedens,
zur F�rderung des wirtschaftlichen
Wachstums und zum Abbau der Arbeits-
losigkeit sollen sich der Rat, das Parla-
ment und die Kommission sowie die
Sozialpartner den in dieser Initiativ-
stellungnahme angesprochenen Prob-
lemen zuwenden und entsprechende
L�sungen entwickeln. Hierf�r sind in der
Stellungnahme ausreichende Ans�tze
beschrieben. Ziel aller L�sungen sollte
es sein, die gesellschaftliche und politi-
sche Tabuisierung zu durchbrechen und
den in der Landwirtschaft T�tigen den
legitimen Schutz zu gew�hren.

2. Dringlichkeit der Stellungnahme

2.1  In den Mitgliedstaaten nimmt die
Anzahl der Wanderarbeitnehmer deut-
lich zu und hat teilweise die Zahl der 
heimischen landwirtschaftlichen Arbeit-
nehmer bereits �berschritten. Dabei 
findet mancherorts eine Verdr�ngung
heimischer Arbeitnehmer durch Wan-
derarbeitnehmer statt. W�hrend die
Wanderarbeitnehmer in den zentraleu-
rop�ischen Mitgliedstaaten fast aus-
schlie§lich aus den k�nftigen Beitritts-
l�ndern kommen, stammen die Wan-
derarbeitnehmer in den s�deurop�i-
schen Mitgliedstaaten vor allem aus
Nordafrika, zunehmend auch aus S�d-
osteuropa und Asien.

2.2  In den Beitrittsl�ndern ist ein sehr
hoher Anteil der Erwerbsbev�lkerung in
der Landwirtschaft besch�ftigt (z.B. in
Polen ca. 25% und in Ungarn ca. 10%).
Mit der Angleichung des Agrarsektors ist
zu erwarten, da§ nur wenige neue Ar-
beitspl�tze durch Umstrukturierungen
gewonnen werden k�nnen - der �ber-
wiegende Teil der bestehenden Arbeits-
pl�tze aber innerhalb kurzer Zeit weg-
f�llt. Gegenteilige Erscheinungen, wie
sie gegenw�rtige z.B. in Polen oder Bul-
garien festzustellen sind, wo die Zahl 
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der in der Landwirtschaft T�tigen zu-
nimmt, sind teils auch Ergebnis der Um-
strukturierungen in vorigen industriell-
gewerblichen T�tigkeiten, meist aber
Ausdruck bitterster Armut.

2.3  Aus verschiedenen afrikanischen
Staaten wandern Menschen in die s�d-
europ�ischen Mitgliedstaaten zu, die vor
allem den unzureichenden wirtschaftli-
chen und politisch instabilen Situationen
ihrer Heimatl�nder entgehen wollen. Da
mit den Herkunftsstaaten nur bilaterale
Regelungen �ber Freiz�gigkeit getroffen
wurden, ist auf diese Gruppe Ð im Ge-
gensatz zu B�rgern aus den Beitrittsstaa-
ten Ð auch k�nftig nicht das Freiz�gig-
keitsrecht der Gemeinschaft anwendbar.

2.4  In den Kommissionsdienststellen
sind keine ausreichenden Ressourcen f�r
die Bearbeitung dieses gesamteurop�i-
schen Problems vorhanden. So gibt es in
der Generaldirektion Landwirtschaft
trotz Nachfragen des Ausschusses keine
Zust�ndigkeit f�r dieses landwirtschaftli-
che Problem. Auch in der Generaldirek-
tion Soziale Angelegenheiten sind keine
ausreichenden Ressourcen vorhanden.

3. Wanderarbeit in der Landwirtschaft
der Europ�ischen Union

3.1  Mit zunehmender Spezialisierung
ben�tigen die landwirtschaftlichen Be-
triebe zus�tzliche Arbeitskr�fte, gerade
in Arbeitsspitzen. Zur Bew�ltigung dieser
Arbeitsspitzen, z.B. w�hrend der Ernte-
zeit, werden traditionell Saisonarbeits-
kr�fte besch�ftigt. Waren dies fr�her
meist heimische Arbeitskr�fte, werden
heute vermehrt nicht einheimische Ar-
beitskr�fte eingesetzt.

3.2  Die Ursachen, warum die Betriebe
Wanderarbeitnehmer Ð meist als Sai-
sonarbeitskr�fte Ð besch�ftigen, sind
vielschichtig:

¥ es sind aufgrund der infolge des ag-
rarstrukturellen Wandels entstande-
nen demographischen �nderungen
nicht ausreichend lokale oder heimi-
sche Arbeitnehmer vorhanden,

¥ vorhandene heimische Arbeitslose
entsprechen hinsichtlich Motivation,
Qualifikation und Mobilit�t nicht den
betrieblichen Anforderungen,

¥ Arbeitskr�fte aus Nicht-EU-L�ndern
bieten ihre Arbeitskraft aufgrund des
W�hrungsgef�lles und den daraus
entstehenden Kaufkraftvorteilen we-
sentlich billiger an,

¥ teilweise haben die Arbeitskr�fte in
ihren Heimatl�ndern eine Besch�f-
tigung, betrachten die Wanderarbeit
als Zuverdienst und k�nnen zu nied-
rigen Tarifl�hnen oder unter Tarif ar-
beiten,

¥ mit Wanderarbeitnehmern ist auf-
grund der Befristung ihrer T�tigkeit in
den Unternehmen vielfach einfacher
umzugehen, 

¥ bei Wanderarbeitnehmern k�nnen
teilweise zus�tzliche Sozialabgaben
(beispielsweise tarifliche Zusatzver-
sorgungen) eingespart werden.

3.3  Andererseits haben Arbeitslose we-
nig Interesse an Saisonbesch�ftigung,
weil:

¥ sie auf ungewohnte Arbeitszeitanfor-
derungen, klimatische Gegebenhei-
ten und teilweise k�rperliche Belas-
tungen wie z.B. Zwangshaltungen
sto§en,

¥ die Entlohnung meist zu gering ist
und eine dauerhafte Eingliederung in
den Arbeitsmarkt nur selten m�glich
ist,

¥ die Gefahr besteht, da§ bei geringe-
rer Entlohnung die Leistungen der
Arbeitslosenversicherungen entspre-
chend reduziert werden

3.4  Problemlagen ergeben sich in ers-
ter Linie aus der Zuwanderung aus
Nicht-EU-L�ndern. Aus der Notwendig-
keit zus�tzliche Arbeitskr�fte zu gewin-
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nen, werden von den Unternehmen aus-
l�ndische Arbeitskr�fte vornehmlich aus
dem mittel- und osteurop�ischen Raum
besch�ftigt, im s�deurop�ischen Raum
Arbeitskr�fte aus Mitteleuropa aber ins-
besondere auch aus Nordafrika, den
Maghreb Staaten und mittlerweile auch
zunehmend aus Asien.

3.5  Beobachtungen zeigen einerseits,
da§ durch �nderungen in der Arbeits-
organisation in den Betrieben, bei-
spielsweise durch Aneinanderreihung
von Wanderarbeitsverh�ltnissen (Ketten-
Arbeitsvertr�ge), Situationen eintreten,
durch die gegebenenfalls bestehende
Arbeitspl�tze f�r lokal ans�ssige Arbeit-
nehmer vernichtet und diese durch
Wanderarbeitnehmer ersetzt werden.
Andererseits zeigen Beobachtungen,
da§ durch den Einsatz von Wander-
arbeitnehmern gef�hrdete Arbeitspl�tze
dauerhaft erhalten werden k�nnen.

4.  Wanderarbeit in Europa

4.1  Wanderarbeit in Europa wird zu-
nehmend differenzierter betrachtet. Mit
der Erteilung von Arbeitserlaubnissen,
die je nach Zielland unterschiedlich 
hoch festgelegt werden, regulieren ver-
schiedene Mitgliedstaaten den Zugang
von Wanderarbeitnehmern. Bei der
Kontingentierung werden die Sozial-
partner in den einzelnen L�ndern unter-
schiedlich eingebunden.

4.2  Die Kontingentierungen befriedigen
jedoch nicht die Nachfrage an Arbeits-
pl�tzen, so da§ neben den legalen 
Wanderarbeitnehmern nicht gemeldete
(illegale) Besch�ftigte in der Landwirt-
schaft ihre Arbeitskraft anbieten.

4.3  Legal besch�ftigte Wanderarbeit-
nehmer unterliegen rechtlich den tarif-
lichen, arbeits- und sozialrechtlichen
Regelungen des jeweiligen Ziellandes.

4.4  In den Beitrittsl�ndern werden auf-
grund der dortigen Lage auf dem Ar-

beitsmarkt weniger Wanderarbeitneh-
mer zugelassen. Aus deren �stlichen
Nachbarl�ndern, insbesondere der Uk-
raine und Rum�nien, wandern nach
Aussagen von Sozialpartnern der mittel-
und osteurop�ischen L�nder prozentual
ungleich mehr illegale Arbeitskr�fte ein,
als legal gebilligt werden. Sie wirken teils
auf Arbeitspl�tzen, die von heim-
ischen Arbeitnehmern genutzt wurden
und die sich selbst als Wanderarbeit-
nehmer in der Europ�ischen Union auf-
halten (sogenannte Korridor-Migration).

4.5  Bei der Erarbeitung dieser Stellung-
nahme wurde festgestellt, da§ trotz fr�-
herer Aktivit�ten, auch des Ausschusses
(siehe ABl. C 355 vom 21.11.97, 
S. 51ff.), die Datenlage �ber landwirt-
schaftliche Wanderarbeit sowohl in
quantitativer als auch qualitativer Hin-
sicht weiterhin ungen�gend ist. Die Er-
fassung der Wanderarbeit geschieht auf
einzelstaatlicher Ebene nur in Ans�tzen.
Differenzierte Auswertungen sind kaum
vorhanden. Eine Zusammenfassung auf
europ�ischer Ebene erfolgt nicht.

4.6  Auf bilateraler und zwischenstaatli-
cher Ebene gibt es zahlreiche Vereinba-
rungen �ber den Austausch von Wan-
derarbeitnehmern. Allein in Polen exis-
tieren ca. 30 Vertr�ge, Regierungserkl�-
rungen, Protokolle mit 10 verschiedenen
Staaten (EU und nicht EU-Mitgliedern),
um die gegenseitige Anstellung von Ar-
beitskr�ften, einschlie§lich der Prakti-
kantinnen und Praktikanten zu regeln.

4.7  In den landwirtschaftlichen Betrie-
ben der Europ�ischen Union werden
Wanderarbeitnehmer meist f�r Hilfst�-
tigkeiten und f�r leicht erlernbare T�tig-
keiten eingesetzt, teilweise unterhalb
ihrer Qualifikation. Dadurch werden
den Heimatl�ndern qualifizierte Potenti-
ale entzogen.

4.8  Wanderarbeit wirkt sich f�r die Her-
kunftsl�nder aber auch positiv aus. Sie
leistet einen befristeten Beitrag zur Ent-
spannung auf dem Arbeitsmarkt und die
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Arbeitnehmer bringen Devisen mit 
nach Hause und st�rken damit Ein-
kommen und Kaufkraft. Berufliche Er-
fahrungen k�nnen teils als Wissens-
transfer genutzt werden. 

4.9  Die Dauer des legalen Aufenthaltes
in der EU als Wanderarbeitnehmer ist in
den einzelnen L�ndern unterschiedlich,
sie kann von 3 Monaten bis zu einem
Jahr betragen. 

4.10  Mit Integration der Beitrittsl�nder
in die Europ�ische Union wird sich die
Besch�ftigung im Sektor Landwirtschaft
radikal ver�ndern. Es ist zu erwarten,
da§ die in der Landwirtschaft freigesetz-
ten Arbeitskr�fte in den jeweiligen Hei-
matl�ndern keine au§erlandwirtschaft-
lichen Arbeitspl�tze in ausreichendem
Ma§e finden werden. Es ist zu bef�rch-
ten, da§ bei einem radikalen Struktur-
bruch in der Landwirtschaft Ð �hnlich wie
1990 bis heute in den Neuen L�ndern
der Bundesrepublik Deutschland Ð in
den l�ndlichen Regionen der Beitritts-
l�nder Massenarbeitslosigkeit entsteht.
In diesem Zusammenhang kann die
Wanderarbeit zu einer Entlastung des
Arbeitsmarktes des Entsendelandes f�h-
ren. Dieser Effekt wird erheblich ver-
st�rkt, wenn er in �bergreifende ar-
beitsmarktpolitische Konzepte einge-
bunden wird. Zus�tzlich werden sich die
bereits entstandenen regionalen grenz-
�berschreitenden Arbeitsm�rkte auswei-
ten und vertiefen.

4.11  Eine besonders inhumane, sozial
gef�hrliche und wirtschaftlich destabili-
sierende Erscheinung der Wanderar-
beit ist der Bereich der Illegalen Wander-
arbeit. Der Ausschu§ ist sich des Um-
fangs und der Bedeutung der Illegalen
Wanderarbeit bewu§t. Trotz der naturge-
m�§ nicht vorhandenen Datenlage stellt
er fest, das Illegalit�t ein bedeutendes
Problem der landwirtschaftlichen Wan-
derarbeit darstellt.

5.  Schlu§folgerungen Ð Regelungs-
bedarfe

5.1  Die Rahmenbedingungen

5.1.1  Die Verhandlungen mit den Mit-
tel- und Osteurop�ischen Beitrittskandi-
daten m�ssen die jeweiligen nationalen
Entwicklungen ber�cksichtigen. Der 
konkrete Stand der wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung hat zentrale Be-
deutung f�r den Fortschritt, der sich in
den Beitrittsverhandlungen des jeweili-
gen Beitrittslandes mit der Europ�ischen
Union widerspiegeln soll. Dies soll so-
wohl f�r die zeitliche als auch die recht-
liche Dimension der Beitrittsverhandlun-
gen gelten. Dabei sind Strukturf�rder-
ma§nahmen von gro§er Bedeutung, um
Infrastrukturen und die Schaffung von
Arbeitspl�tzen zu f�rdern. Die Entwick-
lung des l�ndlichen Raumes ist verst�rkt
zu f�rdern.

Grunds�tzlich tritt der Ausschu§ ein f�r
ausreichende �bergangsregelungen Ð
bis hin zu zeitlich befristeten Ausnahme-
regelungen Ð um die mit der Arbeit-
nehmerfreiz�gigkeit verbundenen Aus-
wirkungen zu gestalten. Dabei sollten
�bergangs- oder Ausnahmeregelungen
die konkreten Entwicklungen in jedem
einzelnen Beitrittsland ber�cksichtigen.
Wenn die gew�nschten Erfolge bei die-
sen Entwicklungen erreicht sind, sollten
die �bergangs- oder Ausnahmerege-
lungen beendet werden.

5.1.2  Die vielen bestehenden bilatera-
len Abkommen �ber Zuz�ge, 
Kontingente usw. machen deutlich, dass
es sowohl einer europ�ischen Migrati-
onspolitik bedarf, die die notwendigen
Regelungen f�r den k�nftigen Umgang
mit landwirtschaftlichen Wanderarbeit-
nehmern einschlie§t, insbesondere,
wenn es um die Pr�fung priorit�rer Stel-
lenangebote geht, als auch der Auf-
nahme von Verhandlungen im Rat, die
vielf�ltigen nationalen Regelungen ab-
schlie§end in einer EU-Richtlinie zu-
sammenzuf�hren. 

Landwirtschaftliche Saisonarbeit 2001



39

5.2  Die Initiative

5.2.1  Der Ausschuss schl�gt folgende
Initiative zur k�nftigen Regelung der
landwirtschaftlichen Wanderarbeit vor.

5.2.2  Die Sozialpartner der europ�i-
schen Landwirtschaft setzen sich seit
Jahren mit den Problemen der Wander-
arbeit auseinander. Auf unterschied-
lichen Ebenen gibt es zahlreiche Bem�-
hungen zur Verbesserung der wirtschaft-
lichen und sozialen Situation der Wan-
derarbeiter. Der Ausschuss wird diese
Bem�hungen beobachten und unterst�t-
zen.

5.2.3  Der Ausschuss nimmt den Hin-
weis der Sozialpartner zur Kenntnis, ihre
Bem�hungen im Rahmen des Sozialen
Branchendialogs fortzusetzen und Ma§-
nahmen auf Grundlage der ¤¤ 138/139
des EG-Vertrages einzuleiten. Der Aus-
schuss bittet die Kommission um Bera-
tung und Unterst�tzung f�r dieser Initia-
tive der Sozialpartner.

5.3  Die Beobachtungsstelle

5.3.1  Als Grundlage f�r eine sachkun-
dige Diskussion sowie die daraus fol-
gernden notwendigen Schlu§folgerun-
gen und Initiativen ben�tigen die am
Proze§ Beteiligten ein umfassendes
quantitatives und qualitatives Informati-
ons- und Beratungssystem. Zentrales
Element dieses Systems soll eine von der
Kommission unter Beteiligung der Sozi-
alpartner zu errichtende Beobachtungs-
stelle f�r landwirtschaftliche Wanderar-
beit sein.

5.3.2  Diese Beobachtungsstelle soll die
Aufgaben haben, in Zusammenarbeit
mit amtlichen Stellen Wanderungsbe-
wegungen zu erfassen, auszuwerten und
den europ�ischen Institutionen sowie
den sonstigen Beteiligten Vorschl�ge zur
Verbesserung der Situation der Wan-
derarbeitnehmer zu unterbreiten. Sie
k�nnte als Informations- und Beratungs-
stelle f�r Unternehmerverb�nde, Ge-

werkschaften, Selbsthilfegruppen, Ver-
waltungen und Politik dienen. Sie soll an
die bestehenden Initiativen der Europ�i-
schen Union ankn�pfen und dazu bei-
tragen, diese netzwerkartig zu verbin-
den.

5.3.3  Der Ausschuss fordert die Kom-
mission auf, die Initiative der Sozialpart-
ner zu unterst�tzen und finanzielle Mittel
f�r die Einrichtung einer Beobachtungs-
stelle f�r landwirtschaftliche Wanderar-
beit in Europa bereitzustellen. Auch soll
die Kommission auf die Mitgliedsl�nder
einwirken, damit diese auf nationaler
oder regionaler Ebene unter Beteiligung
der Sozialpartner Netzwerke als operati-
ve Elemente zur Information und Bera-
tung einrichten.

5.3.4  Durch Bearbeitung der Daten auf
elektronischem Wege k�nnen diese In-
formationen den Sozialpartnern, den
zust�ndigen Administrationen, der 
Kommission, Politikern und allen Inte-
ressierten zug�nglich gemacht werden.
Dabei sollen an die Vorhaben der
Kommission, z.B. im Bereich von Daten-
banken, angekn�pft werden.

5.4  Der Ausweis

5.4.1  Die Sozialpartner in der Landwirt-
schaft der Europ�ischen Union und der
Beitrittsl�nder haben auf bilateraler Ebe-
ne begonnen, Abkommen �ber engere
Kooperationen zu schaffen. Bestandteil
dieser Abkommen ist auch ein besserer
Schutz der Wanderarbeitnehmer.

5.4.2 Zum Schutz der Wanderarbeit-
nehmer ist eine schriftliche Arbeitsge-
nehmigung einzuf�hren, die vom Wan-
derarbeitnehmer w�hrend der Arbeit
mitgef�hrt werden mu§ und auf Verlan-
gen den zust�ndigen Stellen vorzuwei-
sen ist. Sie soll neben den pers�nlichen
Daten insbesondere Angaben zur sozia-
len Sicherung und der Qualifikation 
enthalten. Mit dieser schriftlichen Ar-
beitsgenehmigung kann der Rechtsstatus
des Wanderarbeitnehmers identifiziert
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werden. So kann die Nichtmeldung von
Arbeitsverh�ltnissen erfa§t und der ein-
zelne Wanderarbeiter vor den Auswirk-
ungen illegaler Situationen effektiv
gesch�tzt werden. Zus�tzlich bietet ihm
die schriftliche Arbeitsgenehmigung den
Zugang zum gewerkschaftlichen Schutz
im Gastland als auch die Unterst�tzung
der Institutionen wie zum Beispiel die
Arbeitsverwaltungen, Kammern und 
Bildungseinrichtungen. Der Ausschu§
fordert die Kommission auf, die Einf�h-
rung einer solchen schriftlichen Arbeits-
genehmigung in Form eines Ausweises
gezielt durch die F�rderung von Modell-
versuchen zu erproben.

5.5.  Die Steuerung

5.5.1  Saisonarbeitskr�fte werden auch
k�nftig f�r eine funktionierende Land-
wirtschaft ben�tigt. Regelungsbedarfe
bestehen k�nftig �ber die Einsatzbedin-
gungen der besch�ftigten Arbeitskr�fte
aus den L�ndern au§erhalb der Europ�-
ischen Union.

5.5.2  Zur Freiz�gigkeit in der Europ�-
ischen Union geh�rt auch der Wechsel
des Arbeitsplatzes f�r Wanderarbeit-
nehmer. Arbeitnehmer, die aus L�ndern
au§erhalb der Europ�ischen Union
kommen, haben die M�glichkeit, nach
Erteilung der Arbeitserlaubnis durch ein
Mitgliedsland der Europ�ischen Union
weiter innerhalb der EU zu wandern.
Damit hat die Frage der Zulassung von
Arbeitskr�ften Bedeutung f�r alle Mit-
gliedsl�nder der EU. Der Ausschu§ for-
dert die Kommission auf, die damit ver-
bundenen Rechtsfragen zu kl�ren und
mit den Mitgliedsl�ndern und Sozial-
partnern eine europ�ische Gesamtl�-
sung f�r Arbeitnehmer, die aus Dritt-
staaten einwandern, zu finden.

5.5.3  Der Ausschuss fordert die Kom-
mission auf, auf die Mitgliedstaaten 
einzuwirken, bei der Festlegung von
nationalen Kontingenten die Sozialpart-
ner zu beteiligen.

5.6  Die Verwaltung

5.6.1  Staatliche Stellen, Unternehmer-
Innen sowie Wanderarbeitnehmer unter-
liegen einer nahezu un�bersichtlichen
Anzahl von Regelungen, Gesetzen und
Verordnungen. Im Zuge der weiteren
Harmonisierung innerhalb der EU m�s-
sen die Bestimmungen �bersichtlicher
werden. Der Ausschu§ h�lt eine Verein-
fachung und eine gr�§ere Transparenz
administrativer Regelungen insbesonde-
re f�r Arbeitgeber/innen und Arbeit-
nehmer/innen f�r dringend erforderlich.

5.6.2  Die Kommission wird aufgefor-
dert, eine �bersicht der bestehenden
bilateralen Abkommen, die Fragen der
Wanderarbeitnehmer zwischen den Mit-
gliedstaaten der Europ�ischen Union
und den Beitrittsl�ndern betreffen, zu
erstellen. Auf Grundlage dieser �ber-
sicht erwartet der Ausschu§ Erkenntnis-
se, um Vorschl�ge und Initiativen zur
Vereinfachung des bestehenden Rege-
lungswerkes zu entwickeln. Sowohl f�r
die Entsende- als auch die Ziell�nder ist
es notwendig, einheitliche europ�ische
Ma§st�be f�r Regelungen f�r Wander-
arbeitnehmer zu haben.

5.7.  Die Weiterbildung

5.7.1  Qualifizierungsma§nahmen stel-
len nicht nur f�r die Wanderarbeitneh-
mer wichtige Elemente zur k�nftigen
Beteiligung am landwirtschaftlichen Er-
werb dar. Auch f�r Geringqualifizierte,
Arbeitslose und sonstige benachteiligte
Personen k�nnen diese Ma§nahmen
eine gute Basis f�r die Aufnahme einer
landwirtschaftlichen T�tigkeit sein. Es ist
deshalb dringend erforderlich, den Ar-
beitsverwaltungen der Mitgliedstaaten
dergestalt Instrumente an die Hand zu
geben, dass interessierte Personen von
diesen Einrichtungen erfahren und Zu-
gang zu den Ma§nahmen erlangen.
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5.8  Die Kontrolle

5.8.1  Die Einhaltung der gesetzlichen
und tariflichen Regelungen sowie die
Bek�mpfung der Illegalit�t zum Schutz
der Wanderarbeitskr�fte kann nicht nur
durch sch�rfere Kontrollen durchgesetzt
werden. F�r Information und Aufkl�rung
der Besch�ftigten, der Unternehmen,
aber auch der �ffentlichkeit m�ssen die
n�tigen Mittel bereitgestellt werden.

5.8.2  Erg�nzend zur Aufkl�rungsarbeit
muss aber auch eine engere Zusam-
menarbeit zwischen den Ermittlungs-
beh�rden auf europ�ischer Ebene erfol-
gen, da die illegale Organisation der
Vermittlung von Arbeitskr�ften grenz-
�berschreitend erfolgt. Die Kommission
wird deshalb aufgefordert, daf�r einzu-
treten, dass die Ermittlung und Verfol-
gung der illegalen Besch�ftigung auf
europ�ischer Ebene verst�rkt koordiniert
und daf�r die n�tigen personellen und
finanziellen Mittel bereitgestellt werden.

5.9  Die Soziale Sicherung

5.9.1  Wanderarbeitnehmer sind f�r die
europ�ische Landwirtschaft unverzicht-
bar. Sie sollen wie alle anderen Arbeit-
nehmer mit den gleichen wirtschaft-
lichen und sozialen Rechten ausgestattet
werden. Sie leisten einen wichtigen Bei-
trag zur Entwicklung des prim�ren Sek-
tors und m�ssen auch an den Errungen-
schaften beteiligt werden. Wichtige Er-
rungenschaften sind die sozialen Siche-
rungssysteme sowie die in einigen Mit-
gliedstaaten bestehenden zus�tzlichen
Rentenkassen. Jegliche Diskriminierung
der Wanderarbeitnehmer ist zu been-
den.

5.9.2  Der Ausschuss fordert die Kom-
mission auf, die sozialen Sicherungssys-
teme in der Landwirtschaft zu analysie-
ren und gemeinsam mit den Sozialpart-
nern M�glichkeiten der Einbeziehung
von Wanderarbeitskr�ften in diese Sys-
teme zu erarbeiten. Dabei sollten die mit
der Leistungserbringung erworbenen

Anspr�che des Wanderarbeitnehmers in
der Sozialversicherung abgesichert so-
wie individuell erworbene Rentenan-
spr�che in das jeweilige Heimatland
transferiert werden.

Br�ssel, den 24. Mai 2000

Die Pr�sidentin des Wirtschafts- und
Sozialausschusses
Beatrice RANGONI MACHIAVELLI

Der Generalsekret�r des Wirtschafts-
und Sozialausschusses
Patrick VENTURINI
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Saisonarbeitskr�fte 2001:
Geholt, weil sie billiger sind
als heimische Arbeitskr�fte;
als Fremde ungeliebt; unter

unw�rdigen Bedingungen
lebend Ð wehrlos;

von der Politik vergessen!


